
 

Gemeinde Berghaupten 
Ortenaukreis 

 

Der Bürgermeister 

Bürgermeisteramt  Postfach 11 10  77792 Berghaupten 
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Hausanschrift: Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten Sprechzeiten der  
im Internet: www.berghaupten.de Gemeindeverwaltung 
e-mail: gemeinde@berghaupten.de im Rathaus:  
 Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr 
Bankverbindungen: Nachmittags: 
Sparkasse Gengenbach (BLZ 664 513 46)  Konto Nr. 10 554 
IBAN: DE 44 6645 1346 0000 0105 54, SWIFT-BIC: SOLADES1GEB 

Mo. von 14.00 - 16.00 Uhr  
Mi. von 16.00 - 19.00 Uhr 

Volksbank Lahr eG (BLZ 682 900 00)  Konto Nr. 38 003 704 
IBAN: DE 41 6829 0000 0038 0037 04, SWIFT-BIC: GENODE61LAH 

oder nach Vereinbarung 

 

  

An die  
Presse 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Schrift- 

verkehr bitte 
stets angeben 

 

 
 
 
 
 
 
 



Sachbearbeiter: 
Durchwahl: 
e-mail:              philipp.clever 
 
Telefon Zentrale:  
Telefax: 
 
Datum: 
Aktenzeichen: 
Ihre Nachricht vom: 
Ihr Zeichen: 

Philipp Clever 
07803 / 96 77-20 
@berghaupten.de 
 
07803 / 96 77-0 
07803 / 96 77-10 
 
15.02.2019 
022.3 
 

_ 

 
Einladung zur Gemeinderatssitzung 
 
 
Die Mitglieder des Gemeinderats werden zu einer Gemeinderatssitzung eingeladen auf 
 

Montag, den 25. Februar 2019,  
um 19.30 Uhr im Bürgersaal, Altes Schulhaus. 

 
 
Zur Beratung kommen folgende Punkte:  
 
 
1. Fragen der Einwohner zu Gemeindeangelegenheiten 

2. Anfragen aus der Mitte des Gemeinderats 

3. Erweiterung der Kindertagesstätte St. Georg (Neubau) 
a) Vorstellung des Planungskonzepts / Vorentwurfs zum Bauantrag über den Anbau  
    einer weiteren Gruppe mit Aufstockungsoption 
b) Abschluss einer Honorarvereinbarungen für Architektenleistungen mit dem  
    Architekturbüro Wußler, Biberach 
c) Abschluss einer Honorarvereinbarungen für Haustechnik mit dem  
    Ingenieurbüro VERTEC, Ettenheim 
d) Abschluss einer Honorarvereinbarungen für Statik mit dem  
    Ingenieurbüro Kiefer, Gengenbach 

4. Erste Änderung des Bebauungsplanes Schloßbünd (2. Teil) im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a BauGB:  
a) Behandlung der Stellungnahmen aus der durchgeführten öffentlichen Auslegung  
    und Anhörung der berührten Träger und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
b) Satzungsbeschluss  
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5. Sozialer Wohnungsbau 
a) Entscheidung über das überarbeitete Baukonzept  
b) Abschluss einer Honorarvereinbarung mit dem Architekturbüro Kälble 
c) Abschluss einer Honorarvereinbarung mit den Zink- Ing. für die Aufstellung des  
    Bebauungsplanes 

6. Gründung Wirtschaftsforum Kinzigtal e.V.  
Hier: Information bzw. Beratung und Beschlussfassung über Mitgliedschaft   

7. Vorberatungen für den Haushalt 2019 

8. Schrittweise Sanierung der Kindertagesstätte St. Georg (Altbau) 
hier: Auftragsvergabe für das Gewerk Fliesenarbeiten 

9. Abschluss von zwei öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen zwischen der Gemeinde 
Berghaupten und der Stadt Gengenbach über die Erfüllung von Aufgaben der 
Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung  

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
    (Clever) 
Bürgermeister 



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3a 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.0 / Frau Lienhard 

 

Erweiterung der Katholischen Kindertagesstätte St. Georg Berghaupten 
a) Vorlage des Entwurfs und Vorstellung der Planung durch Architekt Stephan 
Wussler 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 19. Dezember 2018 erhielt die Verwaltung den Auf-
trag, mit den wwg-Architekten eine Erweiterung um eine Gruppe mit einer zusätzli-
chen, vertikalen Erweiterungsmöglichkeit zu erarbeiten und einen Bauantrag zu stel-
len. Nach einem Abstimmungsgespräch am 9. Januar 2019 hat Herr Wussler am 12. 
Februar 2019 die entsprechend überarbeiteten Pläne vorgelegt, welche im Rahmen 
der Sitzung dem Gemeinderat vorgestellt werden. Die Planunterlagen zur späteren 3. 
Erweiterung werden zur Information vorgelegt. Es soll nun die Bauantragsfertigung für 
eine Erweiterung mit einer Gruppe beschlossen werden, damit der Bauantrag einge-
reicht und der Zuschussantrag beim Regierungspräsidium Freiburg gestellt werden 
kann.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der von Architekt Stephan Wussler vorgestellte Entwurfsplanung zur Erweite-
rung der Kindertagesstätte St. Georg um eine Gruppe mit Erweiterungsmöglich-
keit (Aufstockung) wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (eingeschossig mit Aufstockoption)
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wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (eingeschossig mit Aufstockoption)

Gewerk / KostengruppeKGR Masse Einheitspreis Nettosumme %-Anteil

Grundstück vorhanden, keine Kosten    1,0 psch 0,00 EUR 0,00 EUR

100 GRUNDSTÜCK 0,00 EUR 0,00 %

Baustrasse herrichten und später wieder rückbauen
(Lage bzw. Zuwegung mit Gemeinde noch festlegen
und Kosten anpassen)  580,0 m² 40,00 EUR 23.200,00 EUR

Vorplatz Halle nach Baumassnahme wieder herrichten    0,0 m² 80,00 EUR 0,00 EUR

Demontage und Wiedermontage Zaun    1,0 psch 1.800,00 EUR 1.800,00 EUR

200 HERRICHTEN UND ERSCHLIESSUNG 25.000,00 EUR 5,00 %

Umbauter Raum in m³  870,0 m³ 300,00 EUR 261.000,00 EUR

Mehraufwand Anschluss an Bestand    1,0 psch 7.000,00 EUR 7.000,00 EUR

Mehraufwand Überbauung RW Kanal    1,0 psch 2.000,00 EUR 2.000,00 EUR

Mehraufwand Verlegung RW Kanal (optional)    0,0 psch 6.000,00 EUR 0,00 EUR

300 BAUWERK - BAUKONSTRUKTIONEN 270.000,00 EUR 54,00 %

Umbauter Raum in m³  870,0 m³ 70,00 EUR 60.900,00 EUR

Mehraufwand Anschluss an Bestand    1,0 psch 4.100,00 EUR 4.100,00 EUR

400 BAUWERK - TECHNISCHE ANLAGEN 65.000,00 EUR 13,00 %

Geländeflächen    1,0 psch 8.000,00 EUR 8.000,00 EUR

Plätze, Wege    1,0 psch 12.000,00 EUR 12.000,00 EUR

Begrünung Bepflanzung    1,0 psch 5.000,00 EUR 5.000,00 EUR

500 AUSSENANLAGEN 25.000,00 EUR 5,00 %

Erstausstattung Gruppe 2    1,0 9.000,00 EUR 9.000,00 EUR

Aussenspielgeräte Gruppe 2    1,0 6.000,00 EUR 6.000,00 EUR

600 AUSSTATTUNG UND KUNSTWERKE 15.000,00 EUR 3,00 %

Planungskosten Architekt, Statik, Technische
Gebäudeausrüstung (HLSE), EnEV, Vermessung,
Brandschutzgutachten, Genehmigungsgebühren    1,0 n.A. 100.000,00 EUR 100.000,00 EUR

Prüfstatik    1,0 n.A. 0,00 EUR 0,00 EUR

700 BAUNEBENKOSTEN 100.000,00 EUR 20,00 %
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wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (eingeschossig mit Aufstockoption)

Gewerk / KostengruppeKGR Masse Einheitspreis Nettosumme %-Anteil

GESAMTBAUKOSTEN: Nettosumme: 500.000,00 EUR 100,00 %

+19% MwSt.: 95.000,00 EUR

Bruttosumme: 595.000,00 EUR

1. Baukosten KG 400 noch vor Einbeziehung der Fachplaner.
2. Gebäude nach aktuellem Stand EnEV.
3. Gebäudekonstruktion wie Bestand.

Biberach, den

wwg-architekten

3 von 3

11.02.2019

Dipl.-Ing. Stephan Wussler Freier Architekt BDA

Hinweis:





wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (zweigeschossig- in einem Bauabschnitt)
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wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (zweigeschossig- in einem Bauabschnitt)

Gewerk / KostengruppeKGR Masse Einheitspreis Nettosumme %-Anteil

Grundstück vorhanden, keine Kosten    1,0 psch 0,00 EUR 0,00 EUR

100 GRUNDSTÜCK 0,00 EUR 0,00 %

Baustrasse herrichten und später wieder rückbauen
(Lage bzw. Zuwegung mit Gemeinde noch festlegen
und Kosten anpassen)  580,0 m² 40,00 EUR 23.200,00 EUR

Vorplatz Halle nach Baumassnahme wieder herrichten    0,0 m² 80,00 EUR 0,00 EUR

Demontage und Wiedermontage Zaun    1,0 psch 1.800,00 EUR 1.800,00 EUR

200 HERRICHTEN UND ERSCHLIESSUNG 25.000,00 EUR 2,75 %

Umbauter Raum in m³ 1.700,0 m³ 290,00 EUR 493.000,00 EUR

Mehraufwand Anschluss an Bestand    1,0 psch 7.500,00 EUR 7.500,00 EUR

Mehraufwand Überbauung RW Kanal    1,0 psch 2.000,00 EUR 2.000,00 EUR

Mehraufwand Verlegung RW Kanal (optional)    0,0 psch 6.000,00 EUR 0,00 EUR

300 BAUWERK - BAUKONSTRUKTIONEN 502.500,00 EUR 55,37 %

Umbauter Raum in m³ 1.700,0 m³ 70,00 EUR 119.000,00 EUR

Mehraufwand Anschluss an Bestand    1,0 psch 4.000,00 EUR 4.000,00 EUR

Aufzugsanlage    1,0 psch 37.000,00 EUR 37.000,00 EUR

400 BAUWERK - TECHNISCHE ANLAGEN 160.000,00 EUR 17,63 %

Geländeflächen    1,0 psch 8.000,00 EUR 8.000,00 EUR

Plätze, Wege    1,0 psch 12.000,00 EUR 12.000,00 EUR

Begrünung Bepflanzung    1,0 psch 5.000,00 EUR 5.000,00 EUR

500 AUSSENANLAGEN 25.000,00 EUR 2,75 %

Erstausstattung Gruppe 2 + 3    2,0 9.000,00 EUR 18.000,00 EUR

Aussenspielgeräte Gruppe 2+ 3    2,0 6.000,00 EUR 12.000,00 EUR

600 AUSSTATTUNG UND KUNSTWERKE 30.000,00 EUR 3,31 %

Planungskosten Architekt, Statik, Technische
Gebäudeausrüstung (HLSE), EnEV, Vermessung,
Brandschutzgutachten, Genehmigungsgebühren    1,0 n.A. 165.000,00 EUR 165.000,00 EUR

Prüfstatik    1,0 n.A. 0,00 EUR 0,00 EUR

700 BAUNEBENKOSTEN 165.000,00 EUR 18,18 %
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wwg-architekten Am Kamin 1 77781 Biberach Tel: 07835/6338-0 Fax: 07835/6338-38

Projektnummer: 18-501

Projektbezeichnung: Erweiterung Kindergarten St. Georg

Auftraggeber: Gemeinde Berghaupten, Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Kostenschätzung: KS zu Vorentwurf vom 11.02.2019 (zweigeschossig- in einem Bauabschnitt)

Gewerk / KostengruppeKGR Masse Einheitspreis Nettosumme %-Anteil

GESAMTBAUKOSTEN: Nettosumme: 907.500,00 EUR 100,00 %

+19% MwSt.: 172.425,00 EUR

Bruttosumme: 1.079.925,00 EUR

1. Baukosten KG 400 noch vor Einbeziehung der Fachplaner.
2. Gebäude nach aktuellem Stand EnEV.
3. Gebäudekonstruktion wie Bestand.

Biberach, den

wwg-architekten

3 von 3

11.02.2019

Dipl.-Ing. Stephan Wussler Freier Architekt BDA

Hinweis:













BIM Server: SRV04 - BIMcloud Basic für ARCHICAD 21/18-501 BA

Bauvorhaben:

Erweiterung Kindergarten St. Georg

Stiegelmattstrasse, 77791 Berghaupten

Bauherr:

Gemeinde Berghaupten

vertr. d. Herrn Bürgermeister Clever

Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Architekt:

Am Kamin 1, 77781 Biberach

wwg-architekten

T:  07835 6338-0      F:  07835 6338-38

Unterschriften:

Datum der Bauherr

Datum der Architekt

Planinhalt:

Grundriss  BA 1

Plannummer:

1.1.

Planinfo:

Maßstab:

Blattgrösse:

Gezeichnet:

420 mm x 297 mm

Datum:

mail@wwg-architekten.de
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BIM Server: SRV04 - BIMcloud Basic für ARCHICAD 21/18-501 BA

Bauvorhaben:

Erweiterung Kindergarten St. Georg

Stiegelmattstrasse, 77791 Berghaupten

Bauherr:

Gemeinde Berghaupten

vertr. d. Herrn Bürgermeister Clever

Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Architekt:

Am Kamin 1, 77781 Biberach

wwg-architekten

T:  07835 6338-0      F:  07835 6338-38

Unterschriften:

Datum der Bauherr

Datum der Architekt

Planinhalt:

Schnitte  BA 1

Plannummer:

1.2.

Planinfo:

Maßstab:

Blattgrösse:

Gezeichnet:

420 mm x 297 mm

Datum:

mail@wwg-architekten.de

+4,70

±0,00
+0,16

+4,33

+3,435

167,86 üNN

ErweiterungBestand

best. Gelände

best. Gelände
Intensiv 1 Schlafen 1

BA 2

+0,16

8
5

3
,7

0
5

8
5

3
,7

0
5

best. Gelände

±0,00

+3,275

+0,16

+3,435

2
5

1
6

2
,2

9
5

5
7

2
5

4
3

2
5

3
,0

2
5

2
5

4
3

Flur u. Garderobe

BA 2

±0,00

+3,275

+4,70

2,50 5,095 2,205 3,825 9,145

+4,33

ErweiterungBestand

BA 2

Gruppe 2Flur u. Garderobe +0,16

+3,435

Schnitt

Schnitt A-A

Schnitt

11.02.2019

DS

1:200

Vorentwurf

Schnitt  S-01

Schnitt  S-02



BIM Server: SRV04 - BIMcloud Basic für ARCHICAD 21/18-501 BA

Bauvorhaben:

Erweiterung Kindergarten St. Georg

Stiegelmattstrasse, 77791 Berghaupten

Bauherr:

Gemeinde Berghaupten

vertr. d. Herrn Bürgermeister Clever

Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Architekt:

Am Kamin 1, 77781 Biberach

wwg-architekten

T:  07835 6338-0      F:  07835 6338-38

Unterschriften:

Datum der Bauherr

Datum der Architekt

Planinhalt:

Ansichten  BA 1

Plannummer:

1.3.

Planinfo:

Maßstab:

Blattgrösse:

Gezeichnet:

420 mm x 297 mm

Datum:

mail@wwg-architekten.de
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BIM Server: SRV04 - BIMcloud Basic für ARCHICAD 21/18-501 BA

Bauvorhaben:

Erweiterung Kindergarten St. Georg

Stiegelmattstrasse, 77791 Berghaupten

Bauherr:

Gemeinde Berghaupten

vertr. d. Herrn Bürgermeister Clever

Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten

Architekt:

Am Kamin 1, 77781 Biberach

wwg-architekten

T:  07835 6338-0      F:  07835 6338-38

Unterschriften:

Datum der Bauherr

Datum der Architekt

Planinhalt:

Grundriss  EG  BA2

Plannummer:

2.1.

Planinfo:

Maßstab:

Blattgrösse:

Gezeichnet:

420 mm x 297 mm

Datum:

mail@wwg-architekten.deS
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3 b 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.0 / Herr Vogt 

 

Erweiterung der Kindertagesstätte St. Georg (Neubau) 
b) Abschluss einer Honorarvereinbarung für Architektenleistungen mit dem Ar-
chitekturbüro wwg.Architekten, Biberach 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Architekturbüro wwg.Architekten war bereits mit dem Neubau des Kindergartens 
in der Stiegelmattstraße beauftragt. Die Verwaltung wurde beauftragt mit den wwg.Ar-
chitekten auch den Erweiterungsbau durchzuführen. Diese haben der Verwaltung ei-
nen Architektenvertragsentwurf vorgelegt und ist den Sitzungsunterlagen beigefügt. 
Die Einstufung erfolgt in Honorarzone III Mindestsatz. Dies entspricht der Anlage 10.2 
der HOAI. Ebenso die Teilwerte der Leistungsphasen 1-8 nach § 34 HOAI. Da es sich 
nicht um einen freistehenden Neubau handelt ist ein Umbauzuschlag durch die Ando-
ckung an das bestehende Gebäude mit gemeinsamen Technikraum möglich. Er wird 
mit 5 % in einem möglichen Spannungsfeld von 3 % bis 33 % im unteren Bereich 
beziffert. 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Abschluss der Honorarvereinbarung wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





























































Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3 c 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.0 / Herr Vogt 

 

Erweiterung der Kindertagesstätte St. Georg (Neubau) 
c) Abschluss einer Honorarvereinbarung für die Haustechnik mit dem Ingenieur-
büro Vertec GmbH, Ettenheim 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Wie die wwg.Architekten war auch das Ingenieurbüro Vertec GmbH beim Neubau der 
Kindertagesstätte St. Georg in der Stiegelmattstraße tätig. Das Honorarangebot ent-
spricht den Festsetzungen der HOAI. Das Ingenieurbüro Vertec GmbH war schon 
mehrfach für unsere Gemeinde tätig und zeichnete sich durch eine hohe Verlässlich-
keit und reibungslose Abwicklung der technischen Gewerke aus.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Abschluss des Honorarangebots wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3 d 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.0 / Herr Vogt 

 

Erweiterung der Kindertagesstätte St. Georg (Neubau) 
d) Abschluss einer Honorarvereinbarung für die Statik mit dem Ingenieurbüro 
Kiefer, Gengenbach 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Ingenieurbüro Kiefer soll mit der Erstellung der Statik beauftragt werden. Es zeich-
nete sich bereits für die Statik des Neubaus für die Unter-3jährige-Betreuung verant-
wortlich. Der Honorarvorschlag ist den Sitzungsunterlagen angeschlossen  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Abschluss des Honorarvorschlags wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
  
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 4 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
621.41 Schloßbünd II / 
Frau Lienhard 

 
1. Änderung des Bebauungsplanes Schloßbünd (2. Teil) im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a BauGB 
a) Behandlung der Stellungnahmen aus der durchgeführten öffentlichen Aus-

legung und Anhörung der berührten Träger und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange § 3 Abs. 2, 3 BauGB 

b) Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB 
 
Sachverhalt und Begründung: 
 
In der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 03. Dezember 2018 hat der Gemeinderat 
die Durchführung der öffentlichen Auslegung und die Anhörung der berührten Träger 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Schloßbünd (2. Teil) im beschleunigten Verfahren beschlossen. Die öffentliche Be-
kanntmachung über die Auslegung der Entwürfe erfolgte durch Anschlag an der Ver-
kündigungstafel in der Zeit vom 08. Dezember 2018 für die Dauer einer Woche mit 
Hinweis im Amtsblatt Nr. 49/2018 vom 07. Dezember 2018. Der Entwurf mit Begrün-
dung war in der Zeit vom Montag, den 17. Dezember 2018 bis einschließlich Freitag, 
den 31. Januar 2019 im Rathaus öffentlich ausgelegt. Von Bürgerinnen und Bürgern 
wurden zwei Stellungnahmen abgegeben. Die berührten Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 10. Dezember 2018 über die Auslegung des Entwurfs in 
Kenntnis gesetzt. Eine Zusammenstellung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher 
Belange sowie der Bürgerinnen und Bürger mit Beschlussvorschlag der Verwaltung 
und des Planers ist den Sitzungsunterlagen angeschlossen. Die Satzung zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Schlossbünd (2. Teil) im beschleunigten Verfahren, mit 
Begründung kann nach § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen werden.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
a) Den Empfehlungen der Verwaltung und des Planers zu den einzelnen Stel-

lungnahmen wird entsprochen.  
 

b) Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Schloßbünd (2. Teil) im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13aBauG wird mit den zugehörigen örtlichen Bauvor-
schriften nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.  

 
 
Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Schloßbünd II, 1. Änderung Gemeinde: Berghaupten 
Stellungnahmen der Behörden, TöB und Öffentlichkeit im beschleunigten Verfahren mit Abwägung der Gemeinde 
Zeitraum: 17.12.2018 – 31.01.2019     Stand: 04.02.2019 
_______________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Seite 1 von 15 

Nr. Behörde/TÖB Schreiben 
vom 

Stellungnahme/Anregungen Empfehlung der 
Verwaltung und des 
Planers  

1 Netze Mittelbaden 
GmbH & Co. KG, 
77931 Lahr 

14.12.2018 Die Versorgung des Baugrundstückes 
Flst.-Nr. 957 wird über das vorhandene 
Niederspannungs-Kabelnetz 
sichergestellt. 
Im Zuge der Baumaßnahmen planen 
wird das Hausanschlusskabel in 
Koordination mit den anderen 
Versorgungsträgern zu verlegen. Hierzu 
ist rechtzeitig die Anmeldung zum 
Netzanschluss (Strom) einzureichen. 
 

Der Anregung wird 
entsprochen. Der 
Sachverhalt wird unter 
Ziffer 7.3 ergänzt. 

2 Regierungspräsidi
um Freiburg, 
Landesamt für 
Geologie, 
Rohstoffe und 
Bergbau, 
Albertstraße 5, 
79104 Freiburg im 
Breisgau 

25.01.2019 Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB als 
Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden 
geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan: 
Auf Grundlage der am LGRB 
vorhandenen Geodaten bilden im 
Plangebiet quartäre Lockergesteine 
(Auensand) unbekannter Mächtigkeit den 
oberflächennahen Baugrund. Darunter 
sind Gesteine des kristallinen 
Grundgebirges zu erwarten. 
Mit einem kleinräumig deutlich 
unterschiedlichen Setzungsverhalten des 
Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. 
vorhandene organische Anteile können 
zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der 
Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z.B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, 
zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene 

 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Der 
Sachverhalt wird unter 
Ziffer 3.2.5 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wurde 
bereits entsprochen. 
Unter Ziffer C4 wurde 
der Sachverhalt 
bereits aufgezeigt. 
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Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen.  
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen und 
Bedenken vorzutragen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus 
rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen und Bedenken 
vorzubringen. 
 
Grundwasser: 
Im Planungsgebiet laufen derzeit keine 
hydrologischen Maßnahmen des LGRB 
und es sind derzeit auch keine geplant. 
 
Bergbau: 
Gegen die Planung bestehen von 
bergbehördlicher Seite keine 
Einwendungen.  
 
Geotopschutz: 
Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen 
Naturschutzes nicht tangiert. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

3 Stadt 
Gengenbach, 
Bauamt, Victor-
Kretz-Straße 2, 
77723 
Gengenbach 

04.01.2019 • Der der Änderung zu Grunde 
liegende Bebauungsplan aus 
dem Jahr 1992 wurde als 
„Schloßbünd (2. Teil)“ bezeichnet. 
Zur besseren und eindeutigen 
Zuordnung der Änderung regen 
wir daher an, die Bezeichnung 
des geänderten Plans in 
„Schloßbünd (2. Teil)“, 1. 
Änderung zu korrigieren. 
 

• In der, der Änderung 
angeschlossenen Satzung sind in 
§ 2 unter Nr. 1 aufgelistet, welche 
Regelungen des zu Grunde 
liegenden Bebauungsplans 
entfallen. Zur besseren Übersicht 
ist es unseres Erachtens hilfreich, 
wenn der Textteil ein Hinweis 
enthielte, welche Festsetzungen 
des ursprünglichen 
Bebauungsplanes aufgehoben 
werden und welche noch 
weitergelten sollen (entweder alle 
Regelungen, die für Flst.-Nr. 957 

Der Anregung wird 
entsprochen. Der 
Name wird geändert 
in „Schloßbünd (2. 
Teil), 1. Änderung“ 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird 
nicht entsprochen. 
Durch die Auflistung 
der Änderungen in der 
Satzung du der 
Auflistung der derzeit 
geltenden 
Festsetzungen unter 
Ziffer 4.1, erscheint 
diese als ausreichend 
zur Bestimmung der 
Änderungen 
gegenüber dem 
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gelten sollen abschließend im 
Textteil aufführen oder einen 
Hinweis, dass die übrigen 
Festsetzungen bestehen bleiben). 
 

• Unter den örtlichen 
Bauvorschriften B1.2 
Außenwände ist die 
Unzulässigkeit von Leuchtfarben 
und reflektierenden Materialien 
geregelt. Hierbei handelt es sich 
um unbestimmte Rechtsbegriffe. 
Wir regen an, beide 
Begrifflichkeiten zu konkretisieren 
(evtl. durch die Angabe von RAL-
Farben). 
 
 
 
 

• Begründung S 4 Nr. 2.1, 2. 
Absatz, Satz 2: „Im Laufe der Zeit 
haben sich die Wohnansprüche 
und Bedürfnisse geändert, die 
eine Änderung der ??? notwendig 
machen. 
 
 
 

• Begründung S 12 Nr. 5.2, 5. 
Absatz, Satz 2: „Mit diesen 
Höhen wird die Errichtung eines 
zweigeschossigen Gebäudes …“ 
 

rechtskräftigen 
Bebauungsplan. 
 
 
 
Der Anregung wird 
nicht entsprochen. Die 
Begriffe sind juristisch 
verwertbar und 
definiert. 
Als Leuchtfarbe 
bezeichnet man ein 
Farbmittel, das mehr 
sichtbares Licht 
abgibt, als von außen 
einfällt, also mehr, als 
durch gerichtete oder 
diffuse Reflexion 
möglich wäre. 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Der 
Fehlinhalt wird 
berichtigt. 
…die eine Änderung 
des rechtskräftigen 
Bebauungsplans 
notwendig machen. 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Ziffer 
5.2 wird entsprechend 
berichtigt. 

4 Unitymedia BW 
GmbH; Kassel 

 Keine Rückmeldung 
 

# 

5 Deutsche 
Telekom 
Netzproduktion 
GmbH, TNL SW 
PTI 31, 
Okenstraße 25-
27, 77652 
Offenburg 

28.12.2018 Gegen die Planung haben wir keine 
Einwände. 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 

6 Landratsamt 
Ortenaukreis, Amt 
für Umweltschutz, 
Badstraße 20, 
77652 Offenburg 

31.01.2019 Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen 
zum Vorhaben keine Bedenken, wenn 
die artenschutzrechtlichen Belange 
berücksichtigt werden: Gehölze (Bäume, 
Sträucher) dürfen nur in der Zeit von 
Oktober bis Februar gerodet werden. 
 
 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 
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8 Landratsamt 
Ortenaukreis, 
Baurechtsamt, 
Badstraße 20, 
77652 Offenburg 

31.01.2019 Bauplanungsrechtliche 
Festsetzungen, örtliche 
Bauvorschriften: 
 
Im Geltungsbereich der Änderung sollen 
bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
und örtliche Bauvorschriften weitergelten, 
geändert oder ersatzlos gestrichen 
werden (§ 2 Satzung). Wir empfehlen der 
Übersichtlichkeit und Rechtsklarheit 
halber vor A1 einzufügen, dass die 
bisherigen bauplanungsrechtlichen 
Festsetzungen und örtlichen 
Bauvorschriften vom … weitergelten, 
sofern diese nicht geändert oder 
gestrichen werden.  
 
Wir empfehlen auch im textlichen Teil 
dann die Formulierung, dass z.B. Ziffer 
2.1.5 der örtlichen Bauvorschriften 
(Dachfarbe) gestrichen werden. 
 
 
A 1.2.2: 
Dort sollte entsprechend der Begründung 
(S. 12 unten) die Goethestraße erwähnt 
werden. 
 
 
Begründung: 
Ziffer 1.3: 
Unterziffer 2: Bei der Beurteilung der 
zulässigen Grundfläche nach § 13 a 
BauGB kommt es allein darauf an, 
welche zusätzliche Grundfläche durch 
die Änderung ermöglicht wird. Geändert 
werden soll u.E. die GRZ (von 0,3 auf 
0,4). Die Baugrenze wird nicht geändert. 
Der Text und die Berechnung wären 
somit zu korrigieren. 
 
Ziffer 2.3. 
Dort sollte ergänzt werden, dass somit 
kein Verbot der Bauleitplanung im 
Überschwemmungsgebiet nach § 78 
Abs. 1 WHG vorliegt, im Rahmen der 
Abwägung aber § 78 Abs. 3 WHG zu 
berücksichtigen ist. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Zur 
Rechtsklarheit wird 
ein Hinweis über die 
gültigen Vorschriften 
vom 09.09.1991 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird 
nicht entsprochen. Die 
Änderungen werden 
durch die Satzung 
aufgezeigt. 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Die 
Erwähnung der 
Goethestraße wird 
aufgenommen. 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Die 
Erhöhung der GRZ 
um 0,1 wird korrigiert. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Der 
Sachverhalt wird 
allerdings als Fazit 
unter Ziffer 5.12 
aufgeführt. Die 
Zulassungsvor-
aussetzungen nach § 
78 Abs. 3 WHG wird 
Amt für 
Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz anhand 
der vorliegenden 
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Ziffer 3.2.10 
ist unter Ziffer 1.3 zu verschieben, da das 
Ergebnis von Ziffer 3.2.10 eine der 
Voraussetzungen bzgl. der Frage der 
Zulässigkeit des beschleunigten 
Verfahrens ist. 
 

Unterlagen als erfüllt 
angesehen. 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Die 
Ziffer 3.2.10 wird 
unter Ziffer 1.3 Nr. 5 
verschoben. 

9 Landratsamt 
Ortenaukreis, Amt 
für Landwirtschaft 

31.01.2019 In der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Schlossbünd II“ 
werden Anpassungen für das 
Grundstück Flst.-Nr. 957 vorgenommen. 
An das Flurstück 957 grenzen im Osten 
die landwirtschaftlich genutzten 
Grundstücke Flst.-Nr. 460 und 461 an. 
Beide werden als Ackerfläche genutzt 
und sind als landwirtschaftlich 
hochwertige Flächen bester 
Bodenqualität in der Vorrangflur Stufe I 
eingeordnet. 
Durch die intensive landwirtschaftliche 
Nutzung ist mit den für die Landwirtschaft 
ortsüblichen charakteristischen 
Emissionen (Lärm, Staub, .) zu rechnen. 
Zum Schutz vor der Abdrift von 
Pflanzenschutzmitteln sollte gegenüber 
Ackerkulturen ein Abstand von 10 m 
eingehalten werden. Durch Anlage einer 
2 – 3-reihigen, dichten, mit immergrünen 
Pflanzen durchsetzen, mindestens 1,50 
m hohen Abschirmhecke kann der 
Abstand von zwei Drittel, also 6,7 m, 
reduziert werden. Der 
Immissionsschutzstreifen dient 
gleichermaßen zum Schutz der 
Landwirte vor emissionsbedingten 
Nachbarschaftskonflikten. 
Im Textteil des Bebauungsplanentwurfs 
vom 20.11.2018 wird unter A6.1 die 
Anlage der Abschirmhecke auf der 
Fläche P01 beschrieben. Insofern ist 
dem Immissionsschutz ausreichend 
Rechnung getragen. 
Weitere Anregungen und Bedenken zu 
den vorgelegten Planungen bestehen 
aus unserer Sicht nicht. 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 

11 Landratsamt 
Ortenaukreis, Amt 
für 
Gewerbeaufsicht, 
Immissionsschutz 
und Abfallrecht 

31.01.2019 Keine Bedenken und Anregungen.  Wird zur Kenntnis 
genommen. 
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12 Landratsamt 
Ortenaukreis, Amt 
für 
Wasserwirtschaft 
und Bodenschutz 

31.01.2019 Die mit Schreiben vom 10. Dezember 
2019 übersandte 1. 
Bebauungsplanänderung findet in dieser 
Form, vorbehaltlich der Umsetzung der 
unter Ziffer I. Oberirdische Gewässer 
genannten Maßnahmen, unsere 
Zustimmung.  
Im Einzelnen nehmen wir zu den 
wasserwirtschaftlichen Themen wie folgt 
Stellung: 
 
I. Oberirdische Fließgewässer 
Siehe Merkblatt „Bauleitplanung“, Kapitel 
2 
 
1. Überschwemmungsgebiete 
 
1.1. Sachstand 
Nach unserem derzeitigen Kenntnisstand 
(Hochwassergefahrenkarte) werden die 
geplanten Flächen bei einem 100-
jährlichen Hochwasserereignis überflutet 
und liegen somit nach § 65 WG in einem 
gesetzlich festgelegten 
Überschwemmungsgebiet. 
 
Die Überplanung ist wasserrechtlich 
nach § 78 Abs. 3 WHG zu beurteilen. 
 
1.2. 
Rechtliche Vorgaben, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können 
Im Flächennutzungsplan und 
Bebauungsplan sind 
Überschwemmungsgebiete nach §§ 5 
Abs. 4a und 9 Abs. 6a BauGB im Plan- 
und Textteil nachrichtlich zu übernehmen 
und als „Überschwemmungsgebiet 
gemäß § 65 WG“ zu kennzeichnen. 
 
 
Im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung (§ 1 Abs. 6 Nrn. 1 und 12, § 1 
Abs. 7, § 2 Abs. 3 BauGB) sind gemäß § 
78 Absatz 3 WHG insbesondere zu 
berücksichtigen: 
1. Die Vermeidung nachteilige 
Auswirkungen auf Oberlieger und 
Unterlieger, 
2. Die Vermeidung einer 
Beeinträchtigung des bestehenden 
Hochwasserschutzes und  
3. die hochwasserangepasste Errichtung 
von Bauvorhaben. 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird 
entsprochen. Die 
Überschwemmungsge
biet gemäß § 65 WG 
werden in der 
Planzeichnung 
gekennzeichnet. 
 
 
Durch den Abtrag im 
Teilbereich auf dem 
Grundstück Flst.Nr. 
479/1, ist der 
Retentionsverlust 
durch die Bebauung 
im Änderungsbereich 
ausgeglichen. Somit 
sind nachteilige 
Auswirkungen auf 
Oberlieger und 
Unterlieger nicht 
gegeben. 
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Spätere Einzelbauvorhaben im 
Überschwemmungsgebiet, bedürfen 
jeweils neben einer baurechtlichen 
zusätzlich einer wasserrechtlichen 
Genehmigung gemäß § 78 Abs. 5 WHG. 
 
Damit kein Widerspruch zwischen 
Bauleitplanung und Zulassungsfähigkeit 
der Einzelbauvorhaben entsteht, sind 
materiell-rechtlich die Kriterien des § 78 
Abs. 5 WHG maßgeblich: 
 

• In der Satzung ist durch 
entsprechende 
bauplanungsrechtliche 
Vorgaben sicherzustellen, dass 
spätere Einzelbauvorhaben die 
vier Voraussetzungen des § 78 
Abs. 5 WHG erfüllen können. 
 

• Die Gemeinde muss einen 
kommunalen Rückhalteraum-
Ausgleich für das überplante 
Gebiet vor der Erschließung des 
Plangebietes umsetzen. Dieser 
kann über das 
Hochwasserschutzregister gem. § 
65 Abs. 3 WG späteren 
Einzelbauvorhaben angerechnet 
und so refinanziert werden.  

 
Durch entsprechende 
bauplanungsrechtliche Vorgaben ist 
sicherzustellen, dass Rechtsvorschriften 
für Anlagen wassergefährdender Stoffe 
eingehalten werden: 
 

- Die Errichtung neuer 
Heizölverbraucheranlagen ist 
verboten, 
 

- Vorhandene 
Heizölverbraucheranlagen sind 
bis zum 05. Januar 2023 nach 
den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik 
hochwassersicher nachzurüsten, 
 

- Anlagen dürfen nur dann errichtet 
oder betrieben werden, wenn 
wassergefährdende Stoffe durch 
Hochwasser nicht 
abgeschwemmt oder freigesetzt 
werden oder auf andere Weise in 
ein Gewässer oder eine 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
Hinweis: Bei der 
Errichtung von 
Nebengebäuden oder 
Erweiterungen des 
Hauptgebäudes 
müssen im 
Baugenehmigungsver
fahren die Belange 
des 
Hochwasserschutzes 
berücksichtigt und 
aufgezeigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
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Abwasseranlage gelangen 
können, 
 

- Jauche-, Gülle- und 
Silagesickersaftanlagen dürfen 
nur dann errichtet oder betrieben 
werden, wenn sie nicht 
aufschwimmen oder anderweitig 
durch Hochwasser beschädigt 
werden können 

 
Entgegen dieser höherrangigen 
Rechtsvorschriften erlassene 
Bauleitpläne sind insoweit nichtig. 
 
Die notwendigen Flächen für den 
Rückhalteraumausgleich sind in den 
dortigen Bauleitplänen auf Basis des § 5 
Abs. 2 Nr. 7 BauGB als „Fläche, die im 
Interesse des Hochwasserschutzes und 
der Regelung des Wasserabflusses 
freizuhalten sind“ (Flächennutzungsplan) 
bzw. auf Basis des § 9 Abs. 1 Nr. 16 
BauGB als „Fläche für die 
Wasserwirtschaft“ (Bebauungsplan) 
bauplanungsrechtlich festzusetzen und 
als Überschwemmungsgebiet zu 
kennzeichnen oder in einer anderen 
Form (z.B. städtebaulicher Vertrag) 
öffentlich-rechtlich zu sichern. 
 
Für die erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen ist ein separates 
Wasserrechtsverfahren durchzuführen. 
Wir empfehlen, sich im Vorfeld mit dem 
Amt für Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz im Landratsamt 
Ortenaukreis abzustimmen. 
 
1.3 Rechtsgrundlagen 
§§ 5 Abs. 2, 74 Abs. 2 Nr. 1, 76 – 78c 
WHG 
§ 12 Abs. 2 und 5 WG 
§§ 1 Abs. 6 Nr. 12, 1 Abs. 7, 5 Abs. 4a, 9 
Abs. 1 Nr. 16 lit. c und 9 Abs. 6a BauGB 
 
1.4 
Möglichkeiten der Überwindung im 
Rahmen der Abwägung 
Keine 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Anregung wurde 
entsprochen. Ziffer 
5.12 zeigt die Belange 
des 
Hochwasserschutz 
bereits auf und weißt 
den Rückhalteraum-
ausgleich aus.  
 
Durch den Abtrag im 
Teilbereich auf dem 
Grundstück Flst.Nr. 
479/1, ist der 
Retentionsverlust 
durch die Bebauung 
im Änderungsbereich 
ausgeglichen. Somit 
liegt kein Verbot der 
Bauleit-planung im 
Überschwemmungsge
biet nach § 78 Abs. 1 
WHG vor, im Rahmen 
der Abwägung ist 
aber § 78 Abs. 3 
WHG zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
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1.5 
Fachtechnische Beurteilung 
Die Zulassungsvoraussetzungen nach § 
78 Abs. 3 WHG stufen wir anhand der 
vorliegenden Unterlagen als erfüllt ein. 
Über die Hochwasserrisikomanagement-
Abfrage im Onlinekartendienst des 
Landes können Informationen zu den 
Überflutungsjährlichkeiten und –
wassertiefen punktgenau abgefragt 
werden: http.//hochwasser-
bw.de>Bereich „interaktive Karten“: 
Gefahrenkarte. 
 
II. 
Hinsichtlich der Themen 
„Grundwasserschutz“, 
„Wasserversorgung“, 
„Abwasserentsorgung“, „Altlasten“ und 
„Bodenschutz“ sind unsererseits keine 
Ergänzungen/Anmerkungen erforderlich. 
 
Hinweis 
Im Übrigen verweisen wir auf das 
übersandte Merkblatt 
„BAULEITPLANUNG“ des 
Landratsamtes Ortenaukreis – Amt für 
Wasserwirtschaft und Bodenschutz -. 
Der neueste Stand dieses Merkblattes ist 
im Internet unter: www.ortenaukreis.de 
zu finden. 
 

 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die allg. Hinweise 
werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 

13 Landratsamt 
Ortenaukreis, 
Gesundheitsamt 

31.01.2019 Keine Anregungen und Bedenken. 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 

14 Landratsamt 
Ortenaukreis, 
Eigenbetrieb 
Abfallwirtschaft 

31.01.2019 Wie den Unterlagen zu entnehmen ist, 
sind keine Veränderungen an der 
verkehrstechnischen 
Erschließungssituation geplant. Insofern 
ergeben sich unsererseits auch keine 
Einwendungen gegen das Vorhaben. 
Die speziellen Regelungen der 
Abfallentsorgung im Ortenaukreis enthält 
die Abfallwirtschaftssatzung des 
Eigenbetriebes Abfallwirtschaft 
Ortenaukreis in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 

15 Landratsamt 
Ortenaukreis, 
Vermessung und 
Flurneuordnung 

31.01.2019 Untere Vermessungsbehörde: 
Die Darstellung und die Bezeichnung der 
Flurstücke im Geltungsbereich der 
Änderung des Bebauungsplanes 
stimmen mit dem Liegenschaftskataster 
überein. 
 

 
Wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Untere Flurneuordnungsbehörde: 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines 
laufenden oder geplanten 
Flurneuordnungsverfahrens. Es 
bestehen keine Bedenken oder 
Anregungen. 
 

Wird zur Kenntnis 
genommen. 

16 Naturschutzbeauft
ragter Franz 
Kaiser 

 Keine Rückmeldung. # 

17 Stadtwerke 
Gengenbach 

 Keine Rückmeldung # 

18 Regierungspräsidi
um Freiburg, 
Abteilung 2, 
Bissierstraße 7, 
79114 Freiburg im 
Breisgau 

 Keine Rückmeldung # 

     
 Anregungen und 

Bedenken von 
Bürgern 

   

1 Bürger 11.01.2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für Verwunderung sorgte die doch 
weitreichende Änderung des Maßes der 
baulichen Nutzung; hier die Erhöhung 
der Grundflächenzahl von 0,3 auf 0,4 
und der Geschossflächenzahl von 0,5 
auf 0,8. Damit wäre bei Ausreizung der 
Vorgaben auf diesem Grundstück ein 
Gebäude mit einer Grundfläche von über 
285 qm und einer Wohnfläche (bei allen 
notwendigen Abzügen) von ca. 570 qm 
möglich. Da bei zweigeschossiger 
Bauweise drei Wohneinheiten möglich 
sind, könnte theoretisch - und auch ganz 
praktisch - ein ziemlich großes MFH 
realisiert werden. 
 
Da Sie ja ohnehin ein EFH errichten 
möchten, wäre dies auch mit dem 
bisherigen Maß der baulichen Nutzung 
(GRZ 0,3 und GFZ 0,5) möglich. Dies 
bietet eine Grundfläche von rund 214 qm 
und eine Wohnfläche auf zwei 
Geschossen von ca. 357 qm.  Gegen 
eine zweigeschossige Bebauung haben 
wir ja nichts einzuwenden. 
 
Ich denke die Beibehaltung dieser 
Rahmendaten (oder die Erhöhung der 
GFZ auf 0,6) ermöglicht Ihnen nach wie 
vor die Realisierung Ihrer Pläne -welche 
ich auch gar nicht konterkarieren 
möchte!- und schafft dennoch eine 

Die GRZ wurde zum 
einen auf 0,4 erhöht, 
um sich den 
umliegenden 
Baufeldern 
anzupassen. Zum 
anderen gilt der 
Grundsatz des 
Gesetzgebers, dass 
mit Grund und Boden 
schonend 
umgegangen werden 
muss. 
 
Der Gesetzgeber hat 
mit dem am 1. Juli 
1987 in Kraft 
getretenen 
Baugesetzbuch – 
damals in § 1 Abs. 5 
Satz 3 BauGB 1987 
geregelt – erstmals 
eine 
„Bodenschutzklausel“ 
in das Städtebaurecht 
des Bundes eingefügt: 
„Mit Grund und Boden 
soll sparsam und 
schonend 
umgegangen 
werden“. Auf diese 
knappe Formel wurde 
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gewisse Sicherheit für die Zukunft. So 
wird zudem ein harmonisches 
Bebauungsbild gesichert. 
 
Diese Anregung möchte ich in das 
Beteiligungsverfahren einbringen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

das seinerzeit 
gebracht. Diese 
damals neu 
eingeführte 
Bodenschutzklausel 
wurde in zwei 
späteren Novellen – 
unter Beibehaltung 
des Kernsatzes von 
1987 – sprachlich und 
mit neuen inhaltlichen 
Akzenten erweitert: 
durch das Bau- und 
Raumordnungsgesetz 
1998 und durch das 
Europarechtsanpassu
ngsgesetz Bau (EAG 
Bau) 2004. 
 
Die BauNVO schreibt 
ebenfalls als 
Orientierungswert 
eine GRZ von 0,4 für 
allg. Wohngebiete vor. 
Dem wird mit der 
Änderung des 
Bebauungsplans 
Rechnung getragen 
und im Sinne einer 
nachhaltigen 
umweltverträglichen 
Bebauung sowie 
möglichen 
Nachverdichtung die 
GRZ auf 0,4 erhöht. 
 
Durch die ländlich 
geprägte Eigenheit 
des Wohngebietes 
„Schlossbünd II“, wird 
auf die maximale GFZ 
von 1,2 (vgl. 
BauNVO) verzichtet 
und auf 0,8 
festgesetzt. Somit 
wird der Charakter 
des Wohngebietes 
nicht aufgelöst.  
 
Aus dem Lageplan 
zum 714 m² großen 
Grundstück Flst.Nr. 
957, sind erste Skizze 
der geplanten 
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Das Maß der baulichen Nutzung wird 
erhöht, um eine "Nachverdichtung" 
möglich zu machen, die deutlich über 
das bisher Machbare hinausreicht. Die 
vorgelegte Argumentation trifft sicherlich 
auf ein neues, homogen zu 
erschließendes Wohngebiet zu, wird 
aber hier dem unmittelbaren 
nachbarschaftlichen Baubestand nicht 
gerecht. Dieser kam mit eingeschossiger 
Bauweise, welche eine deutlich höhere 
Grundfläche erfordert, auf vergleichbar 
großen Grundstücken mit GRZ 0,3 und 
GFZ 0,5 problemlos aus. Unsere 
bereitwillige Zusage an Familie Clever, 

Bebauung aufgezeigt 
worden. 
Daraus ergibt sich 
eine versiegelte 
Fläche von ca. 300 m² 
(inkl. Nebenanlagen, 
Zufahrten, Garagen, 
Terrassen usw.). 
Damit eine rechtliche 
Sicherung der 
gesamten 
versiegelten Flächen 
zum Tragen kommen 
kann, wird eine 
Erhöhung der GRZ 
auf 0,4 für sinnvoll 
erachtet. Hierbei ist 
noch zu sagen, dass 
sich die GRZ im 
rechtlichen Sinn sich 
lediglich auf 
Hauptgebäude 
bezieht. 
Die zulässige 
Grundfläche darf 
durch Nebenanlagen 
bis zu 50 % 
überschritten werden 
(„GRZ von 0,6“), 
höchstens jedoch bis 
zu einer 
Grundflächenzahl von 
0,8; weitere 
Überschreitungen in 
geringfügigem 
Ausmaß können 
zugelassen werden 
(vgl. §19 Abs. 4 
BauNVO). 
 
Die Planungen zur 
Bebauung auf dem 
Grundstück bleiben 
weiter erhalten und 
werden sogar noch 
reduziert. So fallen in 
erster Linie 
Nebengebäude, 
Garage und 
Schuppen weg. 
Hintergrund ist, dass 
das Baugrundstück im 
sog. HQ50 Bereich 
liegt. Das heißt, dass 
Plangebiet innerhalb 
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mit der Errichtung eines 
zweigeschossigen Einfamilienhauses 
einverstanden zu sein, ging von diesen 
Grundsätzen aus. Die weitreichenden 
Möglichkeiten, welche diese neuen 
Rahmendaten schaffen, betrachte ich 
sehr kritisch. Neben der massiven 
Durchbrechung der seinerzeit vom 
Gemeinderat wohlüberlegten gestuften 
Ortsrandbebauung, ergäbe sich für die 
Nachbarn mit einem großen MFH eine 
deutliche Einschränkung der 
Wohnqualität. Diese bauten oder kauften 
ja durchaus im Vertrauen auf den 
Bestand der Wohnumgebung. Zumal die 
Nachbarn bereits der Änderung der 
Bebauungsvorschriften auf 
Zweigeschossigkeit zustimmten. Ich 
betone, dass es mir nicht um die 
Desavouierung des Bauvorhabens von 
Familie Clever geht. Mir geht es mit 
meiner Anregung darum, ein 
Bewusstsein zu schaffen, was potenziell 
möglich ist und wie beispielsweise ein 
denkbares Dreifamilienhaus den 
Charakter des bisherigen Wohngebietes 
nachteilig verändern würde.    

Ich bedaure, hier insistieren zu müssen 
und halte meine vorgebrachte Anregung 
aufrecht und bitte diese zu bedenken. Ich 
zitiere aus meiner E-Mail an Herrn Clever 
vom 10. Januar, die am Ende eines 
nachbarschaftlichen Austausches stand: 

"Für Verwunderung sorgte die doch 
weitreichende Änderung des Maßes der 
baulichen Nutzung; hier die Erhöhung 
der Grundflächenzahl von 0,3 auf 0,4 
und der Geschossflächenzahl von 0,5 
auf 0,8. Damit wäre bei Ausreizung der 
Vorgaben auf diesem Grundstück ein 
Gebäude mit einer Grundfläche von über 
285 qm und einer Wohnfläche (bei allen 
notwendigen Abzügen) von ca. 570 qm 
möglich. Da bei zweigeschossiger 
Bauweise drei Wohneinheiten möglich 
sind, könnte theoretisch - und auch ganz 
praktisch - ein ziemlich großes MFH 
realisiert werden. Da Sie ja ohnehin ein 
EFH errichten möchten, wäre dies auch 
mit dem bisherigen Maß der baulichen 
Nutzung (GRZ 0,3 und GFZ 0,5) möglich. 
Dies bietet eine Grundfläche von rund 

eines festgesetzten 
Überschwemmungsge
biets (HQ50) liegt. Bei 
der Umsetzung der 
Planung (Änderung 
des Bebauungsplans) 
kommt es zu einem 
Verlust von 
Rückhalteflächen bei 
einem 50- und 100-
jährlichen 
Hochwasserereignis 
(HQ50/100), welches 
Ausgeglichen werden 
muss. 
 
Durch die Lage im 
sog. „HQ 50“ – 
Bereich wurde für das 
gesamte 
Baugrundstück ein 
Retentionsvolumenver
lust von 244 m³ mit 
einer Ø-
Überflutungstiefe von 
ca. 37 cm rechnerisch 
ermittelt. 
 
Für die tatsächliche 
Bebauung mit 
Wohngebäude, 
Stellplatz, Zuwegung 
wurde ermittelt 
welches 
Retentionsvolumen 
hierzu benötigt wird. 
Für die Bebaubarkeit 
des Grundstücks wird 
das 
Retentionsvolumen 
auf dem Grundstück 
Flst.Nr. 479/1 
geschaffen. 
 
Dieses Grundstück 
wird im Teilbereich 
auf eine Höhe von 
168,05 m+NN 
abgegraben und somit 
ein Volumen von ca. 
57 m³ geschaffen. 
Zum 
Volumenausgleich 
des gesamten 
Grundstücks, ist eine 
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214 qm und eine Wohnfläche auf zwei 
Geschossen von ca. 357 qm.  Gegen 
eine zweigeschossige Bebauung haben 
wir ja nichts einzuwenden."  
 
Bei Abwägung aller Bedürfnisse, schlage 
ich die Beibehaltung der bisherigen 
Rahmendaten (GRZ 0,3 und GFZ 0,5 
oder die Erhöhung der GFZ auf 0,6) bei 
Erweiterung auf zweigeschossige 
Bauweise wie ausgewiesen (FH = 8,7m 
und WH = 6,5m) vor. Diese ermöglicht 
dem Bauherrn die Realisierung seiner 
Pläne -welche ich auch gar nicht 
konterkarieren möchte! - und schafft 
dennoch für Nachbarschaft und 
Gemeinde Sicherheit für die Zukunft, da 
so ein harmonisches Bebauungsbild 
gesichert wird.  

Daher bitte ich die Gemeindeverwaltung 
den Gemeinderäten diese E-Mail als 
Anregung zur Verfügung zu stellen und 
bitte darum diese Gedanken für das 
weitere Verfahren zu berücksichtigen. 

Abgrabung bist auf 
eine Höhe von 167,35 
m+NN erforderlich. 
 
Diese 
Ausgleichsmaßnahme 
ist enorm aufwendig 
und kostenintensiv. 
Daher werden auch 
die o.g. 
Nebenanlagen 
entfallen, um nicht 
noch mehr 
Ausgleichsfläche zu 
generieren. Der 
aufgezeigte 
Retentionsausgleich 
ist exakt auf die 
geplante Bebauung 
ausgerichtet und wird 
auch im Bauantrag 
ein weiteres Mal 
geprüft. 
 
Die bloße Annahme, 
dass auf dem 
Plangebiet ein großes 
Mehrfamilienhaus 
entstehen wird ist 
daher unbegründet. 
Jede Änderung der 
Kubatur wird durch 
die im Bebauungsplan 
aufgezeigte und 
festgesetzte 
Retentionsmaßnahme 
nicht gedeckt.   
 
Der rechtskräftige 
Bebauungsplan aus 
dem Anfang der 
1990er Jahren hat 
sicherlich eine 
Abstufung der 
Baudichte für eine 
Ortsrandbebauung 
berücksichtigt. In den 
vergangenen ca. 20 
Jahren ist die 
Gemeinde allerdings 
weiter gewachsen und 
somit kann die 
Einstufung des 
Plangebietes als 
Ortsrandes nicht mehr 
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begründet werden. 
Vielmehr ist das 
gesamte Wohngebiet 
ein klassischer 
Innenbereich und 
kann ggf. zum 
Ortskern dazu 
gerechnet werden. 
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Satzung 
der Gemeinde Berghaupten über 

A) den Bebauungsplan „Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ 

B) die örtlichen Bauvorschriften „Schloßbünd (2. Teil), 1. 
Änderung“ 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Berghaupten hat am ................. den  Bebauungsplan 
„Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ sowie die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan 
„Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ unter Zugrundelegung der nachfolgenden Rechtsvor-
schriften als Satzung beschlossen: 
 

1.  Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 

2.  Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

3.  Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 
1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I 
S. 1057) 

4.  Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010, 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

5.  Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften 
ist die Abgrenzung in der Planzeichnung (Anlage Nr. 1) vom 04.02.2019 maßgebend. 
 
 

§ 2 

 Inhalt der Bebauungsplanänderung 

Der am 02.05.1992 vom Landratsamt des Ortenaukreises genehmigte Bebauungsplan 
„Schloßbünd II“ wird im Deckblattverfahren für den Bereich des Grundstücks Flst.Nr. 957 wie 
folgt geändert: 
 

1. Anpassung der Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl, Vollgeschosse und First-
richtung 

2. Änderung der Wandhöhe und Aufnahme der Firsthöhe 
3. Anpassung der Grundstücksausnutzung 
4. Konkretisierung der Regenversickerung 
5. Aufnahme eines Pflanzgebots gegenüber der landwirtschaftlichen Fläche 
6. Aufgenommen wird zusätzlich die Dachform Walmdach (WD) und Zeltdach (ZD)  
7. Änderung der Dachneigung auf 20 bis 30 Grad.  
8. Folgende Regelungen entfallen 

a. Die Begrenzung der Länge für Zufahren und Garagen 
b. Dachfarbe 
c. Dachaufbauten und Dacheinschnitte 
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d. Einfriedungen und Abfallbehälter 
Die sonstigen Planteile des Bebauungsplanes bleiben unverändert. 
 

§ 3 
Bestandteile 

1. Der Bebauungsplan besteht aus:  

 a) der gemeinsamen Planzeichnung – Zeichnerischer Teil vom 04.02.2019 

 b) der gemeinsamen Planzeichnung – Zeichnerischer Teil vom 02.05.1992 

 c) den planungsrechtlichen Festsetzungen – Textteil vom 04.02.2019 

 d) den planungsrechtlichen Festsetzungen – Textteil vom 02.05.1992 

2. Die örtlichen Bauvorschriften bestehen aus:  

 a) der gemeinsamen Planzeichnung – Zeichnerischer Teil vom 04.02.2019 

 b) den örtlichen Bauvorschriften – Textteil vom 04.02.2019 

 c) den örtlichen Bauvorschriften – Textteil vom 02.05.1992 

3. Beigefügt sind:  

 a) die gemeinsame Begründung vom 04.02.2019 

 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund § 74 LBO er-
gangenen Vorschriften der Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 75 LBO mit einer Geldbuße geahndet werden. 
Ordnungswidrig handelt auch, wer einer im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buch-
stabe b festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch zuwiderhandelt, dass 
diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden. Die Ordnungswidrigkeit kann 
gemäß § 213 Abs. 2 BauGB mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften treten mit der ortsüblichen Bekanntma-
chung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
 
 
 
Berghaupten, ..…................. 
 
 
 
............................................. 
Robert Harter  
Stellvertretender Bürgermeister 
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Teil A Planungsrechtliche Festsetzungen 

Rechtsgrundlagen 

 ▪ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die 
Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 
90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 
vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 ▪ Die bisherigen bauplanungsrechtlichen Festsetzungen vom 09.09.1991 
gelten weiterhin, sofern diese nicht geändert oder gestrichen werden. 

  

A1 Maß der baulichen Nutzung 

A1.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

 Die Grundflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

A1.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

 Die Geschossflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

A1.3 Vollgeschosse (Z) 

 Die Anzahl der Vollgeschosse ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
  

A1.2 Höhe baulicher Anlagen 

A1.2.1 Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung von Wand-
höhe (WH) und Firsthöhe (FH) bestimmt (siehe Planeintrag). 

A1.2.2 Der untere Bezugspunkt ist die Oberkante des Straßenrands, gemessen in der 
Mitte der gemeinsamen Grenze des Baugrundstücks mit der angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsfläche (die Bezugsstraße ist die „Goethestraße“). 

A1.2.3 Die Wandhöhe (WH) ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut. 

A1.2.4 Die Firsthöhe (FH) ist der oberste Punkt der Dachhaut. 
  

A2 Überbaubare Grundstücksflächen 

A2.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Bau-
grenzen festgesetzt und gelten nur oberhalb der Geländeoberfläche. 

A2.2 Untergeordnete bauliche Anlagen und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO, 
Stellplätze und Garagen mit ihren Zufahrten gemäß § 12 BauNVO und über-
dachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 
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A3 Stellung der baulichen Anlagen 

 Die Stellung der baulichen Anlagen ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
  

A4 Führung von Versorgungsleitungen 

 Versorgungsanlagen und -leitungen sind nur als unterirdische Anlagen und 
Leitungen zulässig. 

  

A5 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 

A5.1 Der Einsatz von schwermetallhaltigen Materialien (z.B. Blei, Zink, Kupfer) im 
Dach- und Fassadenbereich ist nur zulässig, wenn sie beschichtet oder in ähn-
licher Weise behandelt sind. 

A5.2 Auf den Baugrundstücken ist eine Befestigung von Stellplatzflächen und ihren 
Zufahrten nur als wasserdurchlässigem Aufbau zulässig. 
 

Hinweis: 
Als wasserdurchlässig gelten Befestigungen, die gemäß ‚Merkblatt für 
wasserdurchlässige Befestigungen von Verkehrsflächen‘ von 1998 
(Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) und des Ar-
beitsblattes ‚DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser’ vom April 2005 (Deutsche Ver-
einigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) eine Versicke-
rung von mindestens 270 Litern je Sekunde und Hektar aufweisen.  

 
  

A6 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

A6.1 Auf der durch Planeintrag festgesetzten Fläche ‚P 01‘ ist eine 2 bis 3-reihige, 
dichte, mindestens 1,5 m hohe Abschirmhecke zu pflanzen, und auf Dauer zu 
erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 
Empfohlen wird die Verwendung folgender Pflanzen: 

- Ligustrum vulgare (Liguster)* 
- Cornus sanguinea (Hartriegel) 
- Prunus spinosa (Schlehe) 
- Rosa canina (Hunds-Rose) 
- Sambucus nigra (Holunder) 

* giftige Gehölze 
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Teil B Örtliche Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen 

 ▪ § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fas-
sung vom 05.03.2010, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fas-
sung vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 ▪ Die bisherigen örtlichen Bauvorschriften vom 09.09.1991 gelten weiter-
hin, sofern diese nicht geändert oder gestrichen werden. 

  

B1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

B1.1 Dachgestaltung 

B1.1.1 Zulässig sind Satteldach (SD), Walmdach (WD) und Zeltdach (ZD) mit einer 
Dachneigung von 20 bis 30 Grad. 

  

B1.2 Außenwände 

 Leuchtfarben und reflektierende Materialien sind zur Oberflächengestaltung 
der Gebäude (Dach und Fassade) unzulässig. 
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Teil C Hinweise 

C1 Denkmalschutz 

 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder 
Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege   
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hinge-
wiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

  

C2 Bodenschutz/Altlasten 

C2.1 Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzge-
setzes (§ 4 BBodSchG) und die bodenschutzrechtlichen Regelungen 
(BBodSchV, DIN 19731) wird hingewiesen. Für den Umgang mit Böden, die 
zur Rekultivierung vorgesehen sind, insbesondere für deren Lagerung und 
Einbringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, Luft-Boden-Abfall des Ministe-
riums für Umwelt, Baden-Württemberg.  

C2.2 Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissio-
nen (z. B. Mineralöle, Teer …) wahrgenommen, so ist umgehend das Landrat-
samt Ortenaukreis (Amt für Umweltschutz; Amt für Wasserwirtschaft und Bo-
denschutz) zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzu-
stellen. 

C2.3 Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
C2.4 Zur Entlastung der Erddeponien wird empfohlen, den anfallenden Bauaushub 

auf dem Baugrundstück – etwa zur Geländegestaltung – wiederzuverwenden. 
  

C3 Grundwasserschutz 

C3.1 Wird bei Bauarbeiten Grundwasser erschlossen, so ist dies gemäß § 43 Abs. 6 
Wassergesetz dem Landratsamt Ortenaukreis als Untere Wasserbehörde un-
verzüglich anzuzeigen; die Bauarbeiten sind bis zu einer Entscheidung des 
Landratsamts einzustellen. 

C3.2 Sind im Rahmen von Bauvorhaben von vornherein Maßnahmen geplant, die in 
das Grundwasser eingreifen, so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit dem 
Landratsamt Ortenaukreis als untere Wasserbehörde Verbindung aufzuneh-
men. Möglicherweise wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten 
Maßnahmen erforderlich sein. 

  

C4 Baugrunduntersuchung 

C4.1 Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-
tergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zu-
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sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurab-
stand kann bauwerksrelevant sein.  

C4.2 Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ge-
mäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfoh-
len. 

  

C5 Nutzung der Solarenergie 

 Solaranlagen sind im Plangebiet allgemein zu empfehlen. 
  

C6 Kampfmittel 

 Für das Plangebiet ist vor einer Bebauung bzw. Bodeneingriffen eine multitem-
porale Luftbildauswertung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg (KMBD), Regierungspräsidium Stuttgart, zu beantragen. 
Die dafür benötigten Formulare können unter www.rp-stuttgart.de gefunden 
werden.  Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt ca. 18 Wochen ab 
Auftragseingang.  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berghaupten, ….………………. Lauf, 04.02.2019 Jä 
 
 
 
.............................................  
Robert Harter  
Stellvertretender Bürgermeister 

Planverfasser 
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Teil A Einleitung 

1. Einleitung 

1.1 Anlass der Aufstellung 

Die Gemeinde Berghaupten beabsichtigt die Änderung der Nutzungsschablone und Festset-
zungen für das Grundstück Flst.Nr. 957 im rechtskräftigen Bebauungsplan „Schloßbünd (2. 
Teil)“ aus dem Jahre 1992. 
 
Auf der Grundlage des Bebauungsplanentwurfs werden die Öffentlichkeit und Behörden in 
das Verfahren eingebunden. 
 
 
1.2 Art des Bebauungsplans 

Für das Plangebiet wird der qualifizierter Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB geändert. 
Das bedeutet, dass der Bebauungsplan mindestens Festsetzungen über die Art und das 
Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Ver-
kehrsflächen enthält. Bauvorhaben sind nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes dann zu-
lässig, wenn sie den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widersprechen und ihre Er-
schließung gesichert ist. 
 
 
1.3 Verfahrensart 

Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht für Maßnahmen die der Innenentwicklung dienen die 
Möglichkeit vor, „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ gemäß § 13a BauGB aufzustellen 
bzw. zu ändern. Voraussetzung ist, dass der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung (z.B. der 
Änderung der Nutzung eines Baugebietes usw.) dient. 
 
Zu prüfen ist, ob die folgenden Voraussetzungskriterien zur Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens gemäß § 13a BauGB vorliegen: 
 
1. Maßnahme der Innenentwicklung? 
 Das Plangebiet ist bereits in einem rechtskräftigen Bebauungsplan enthalten und ist 

an drei Seiten (Süden, Westen und Norden) von bestehender Bebauung umgeben. 
 

2. Festgesetzte Größe der Grundfläche < 20.000 m²? 
 Nettobauland WA 714 m² x Grundflächenzahl 0,1 = 71,4 m² 
 Die im Bebauungsplan festgesetzte Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt 

weniger als 20.000 m². Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang stehen, liegen nicht vor. 
 

3. Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung? 
 Es ist keine Änderung der Nutzungsart vorgesehen. Die Ausweisung als allgemeines 

Wohngebiet (WA) bleibt bestehen. Es wird somit kein Vorhaben ermöglicht, das der 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt. 
 

4. Beeinträchtigung FFH- oder Vogelschutzgebiet? 
 Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung eines FFH- oder Vogel-

schutzgebietes vor. 
 
 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ Gemeinde: Berghaupten 
Fassung: Entwurf zum Satzungsbeschluss Stand: 04.02.2019 
 

Begründung 

 

Seite 4 von 24 

5. Störfallbetriebe 
 Im Sinne des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und schwere 
Unfälle im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU vermieden wer-
den. 
 
Das Untersuchungsgebiet befindet sich außerhalb des Einwirkungsbereichs von Stör-
fallbetrieben. 

 
Zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB sind alle Vorausset-
zungskriterien erfüllt. Der Bebauungsplan wird daher im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB geändert. Die Durchführung einer Umweltprüfung und Erstellung des Umwelt-
berichts sind nicht notwendig. 
 
 
1.4 Aufstellungsverfahren 

Am 03.12.2018 wurde vom Gemeinderat der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
„Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ gefasst. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand 20.11.2018 wurde vom 17.12.2018 bis zum 
31.01.2019 öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der wurden durch Veröffentlichung im Amts-
blatt vom 07.12.2018 bekannt gemacht. 
 
Die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB 
zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, wurden mit Schreiben vom ...................... von der Planung unterrichtet und zur Stel-
lungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans mit Stand 20.11.2018 aufgefordert. 
 
Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen sowie die Stellung-
nahmen der Träger öffentlicher Belange wurden geprüft und in die weitere Abwägung einbe-
zogen 
 
Die im Rahmen der öffentlichen Auslegungen vorgetragenen Anregungen sowie die Stel-
lungnahmen der beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden vom Gemein-
derat in öffentlicher Sitzung am ...................... behandelt. In der gleichen Sitzung wurde der 
Bebauungsplan in der Fassung vom ...................... als Satzung beschlossen. Die Begrün-
dung wurde gebilligt. 
 
 
2. Erforderlichkeit der Bebauungsplanung 

2.1 Begründung der Erforderlichkeit 

Der Bebauungsplan „Schloßbünd (2. Teil)“ ist seit 1992 rechtskräftig. Mit ihm wurde eine Er-
weiterung der Ortsmitte realisiert und als allgemeines Wohngebiet festgesetzt.  
Für das Grundstück Flst.Nr. 957 an der Goethestraße bestehen inzwischen Entwicklungs-
ziele, die eine Änderung des Bebauungsplanes erforderlich machen.  
 
Konkreter Anlass der Änderung der Festsetzungen und Nutzungsschablone für das noch im-
mer unbebaute Grundstück Flst.Nr. 957. Im Laufe der Zeit haben sich die Wohnansprüche 
und Bedürfnisse geändert, die eine Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans notwen-
dig machen. Auch für die umliegenden Wohnbaugrundstücke wurden in der Vergangenheit 
viele Ausnahmen zugelassen, die im vorliegenden Bebauungsplan mit einfließen. 
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2.2 Artenschutz 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes ist eine Überprüfung erforderlich, ob durch 
die Umsetzung des geplanten Vorhabens artenschutzrechtliche Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG ausgelöst werden können. 
 
Mit der Überbauung der Fläche geht auch eine Beeinträchtigung von Lebensräumen für die 
vorhandenen Tiere im Plangebiet einher. Die geplante Maßnahme hat jedoch nach Angabe 
des Landratsamtes Ortenaukreis, keine negativen Auswirkungen auf die vorhandene Fauna, 
d.h. es sind keine artenschutzrechtlichen Auswirkungen zu erwarten.  
 
 
2.3 Hochwasserschutz 

In gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 65 Wassergesetz für Baden-Württem-
berg (WG) festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist die Ausweisung neuer Baugebiete 
nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG grundsätzlich untersagt. 
Durch die Änderung eines rechtskräftigen Bebauungsplans wird kein neues Baugebiet er-
richtet. 
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebiets 
(HQ50), bei Umsetzung des Bebauungsplanes kommt es zu einem Verlust von Rückhalteflä-
chen bei einem 50- und 100-jährlichen Hochwasserereignis (HQ50/100).  
 
Bauliche Anlagen sollen grundsätzlich hochwasserangepasst geplant und gebaut sowie As-
pekte zur Sicherung von Hochwasserabfluss und -rückhaltung berücksichtigt werden. Ge-
mäß § 5 Abs. 2 WHG ist als private Hochwasservorsorge durch eine hochwasserangepasste 
Bauausführung und spätere Nutzung in Eigenverantwortung des Bauherrn bzw. seines Pla-
ners die Vermeidung und Verminderung von Hochwasserschäden sicherzustellen (vgl. Ziffer 
5.12). 
 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ Gemeinde: Berghaupten 
Fassung: Entwurf zum Satzungsbeschluss Stand: 04.02.2019 
 

Begründung 

 

Seite 6 von 24 

 
Abbildung 1 - Überflutungstiefe bei HQ100 in Meter 

 
Für den Retentionsausgleich wird das östliche Grundstück Flst.Nr. 479/1 genutzt  
 

 
Abbildung 2 - Überflutungsflächen,10/2018 (Auszug)  

N 
Änderungsbereich 

Retentionsausgleich 
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3. Geltungsbereich und Beschreibung des Plangebiets 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich auf der Gemarkung Berghaupten mit der Flst.Nr. 957 hat eine Größe 
von etwa 0,07 ha (714 m²) und wird begrenzt 
 

▪ im Norden:  Wohnbebauung 
▪ im Osten:  landwirtschaftliche Fläche 
▪ im Süden:  Wohnbebauung 
▪ im Westen:  Goethestraße 

 
 

 
 

Abbildung 3 – Flurkarte mit Änderungsbereich 

 
 
 
  

N 
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3.2 Ausgangsituation 

3.2.1 Stadträumliche Einbindung 

Der Änderungsbereich befindet sich in der Gemeinde Berghaupten etwa 300 m vom Rathaus 
in nordöstlicher Richtung an der „Goethestraße“ und ist gekennzeichnet durch bereits umge-
bende Wohnbebauung.  
 

 
Abbildung 4 – Perspektivische Darstellung Ortskern Berghaupten 

 
3.2.2 Bebauung und Nutzung 

Das Grundstück Flst.Nr. 957 ist ein unbebautes Wohnbaugrundstück. 
 
3.2.3 Eigentumsverhältnisse 

Das Grundstück im Plangebiet befindet sich im privaten Eigentum. 
 
3.2.4 Topographie und Geländeverhältnisse 

Die Geländeoberfläche (GOF) ist überwiegend eben ausgebildet. 
 
3.2.5 Bodenbeschaffenheit und Bodenbelastungen 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten bilden im Plangebiet quartäre Locker-
gesteine (Auensand) unbekannter Mächtigkeit den oberflächennahen Baugrund. Darunter 
sind Gesteine des kristallinen Grundgebirges zu erwarten. 
 
Im Plangebiet sind keine Altlastenverdachtsfälle bekannt. 
 
3.2.6 Erschließung 

Über die „Goethestraße“ ist das Plangebiet bereits von Westen her angebunden. 

N 

Rathaus 

Offenburg /  A5 

B31 

Änderungs-
bereich 

© OpenStreetMap-Mitwirkende 
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3.2.7 Ver- und Entsorgung 

Anlagen zur Ver- und Entsorgung sind bereits in der „Goethestraße“ verlegt. An diesen Lei-
tungen wird das Plangebiet angeschlossen. 
 
3.2.8 Natur | Landschaft | Umwelt 

Das Plangebiet befindet sich im Naturpark Schwarzwald „Mitte/Nord“ 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden nicht betroffen: 

• Natur- und Landschaftsschutzgebiete 
• Vogelschutzgebiete 
• Biosphärengebiete 
• Wasserschutzgebiete 
• Naturdenkmale,  
• regional bedeutsame Biotope 
• „Natura 2000“ 
• FFH-Mähwiesen 
• Nationalpark 
• Waldflächen 
• Oberflächengewässer 

 
Insgesamt ergeben sich durch die Änderung des Bebauungsplans keine Beeinträchtigungen 
für die Schutzgüter Boden sowie Landschaftsbild. Eine Bebauung ist vertretbar, da keine 
ökologisch und gestalterisch bedeutsamen Strukturen beansprucht oder beeinträchtigt wer-
den. 
 
3.2.9 Immissionsbelastungen 

Landwirtschaft 

Nach Osten schließt das Plangebiet an landwirtschaftlich genutzte Flächen. Durch die Be-
wirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen kann es auch bei Einhaltung einer guten fach-
lichen Praxis zeitweise zu Emissionen wie Lärm, Staub und Gerüchen kommen. Durch die 
auftretenden landwirtschaftlichen Immissionen werden keine unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen der Wohnbevölkerung hervorgerufen. 
 
Zur Vermeidung von Konflikten und Einschränkungen bei der Nutzung der landwirtschaftli-
chen Flächen wird durch das Landratsamt Ortenaukreis, Landwirtschaftsamt, die Einplanung 
eines Abstands von 20 m zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Wohnbaufläche emp-
fohlen. Dieser Abstand kann durch eine Heckenpflanzung (2-3-reihig, wintergrün bzw. spät 
Laub abwerfend, mindestens 1,80 m hoch) reduziert werden. 
 
Schall 

Der Änderungsbereich wird von keiner Verkehrslärmeinwirkung durch die B33 berührt. 
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4. Übergeordnete Vorgaben 

4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Derzeit gelten für den gesamten Geltungsbereich die Bestimmungen des Bebauungsplans 
„Schloßbünd (2. Teil)“ (Rechtskraft 02.05.1992).  
 

 

Abbildung 5 - Bebauungsplan „Schloßbünd (2. Teil)“   
i. d. F. der Rechtskraft vom 02.05.1992 (Auszug) 

Festsetzungen (Auswahl) 
 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 
GRZ: 0,3 
GFZ: 0,5 
Vollgeschoss: I 
Bauweise: offen, Einzelhaus 
Dachneigung: 10-15°  
Dachform: Nur Satteldach 
Firstrichtung: ausgewiesen 
Sockelhöhe: max. 1,0 m 
 
Zufahrt:  
Je Grundstück ist nur eine Zufahrt bis zu 
max. 6,5 m Breite zulässig. 
 
Nebenanlagen:  
im Sinne des §14 BauNVO sind in den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen nicht zu-
gelassen. 
 
Dachfarbe:  
Als Dachdeckung sind rote oder rotbraune 
Ziegel zulässig 
 
Gebäudehöhe:  
TH = bei 1-gesch. Gebäuden max. 3,80 m 
TH = bei 2-gesch. Gebäuden max. 5,80 m 
 

 
 
4.2 Raumordnung 

Mit der überörtlichen Regionalplanung wird die anzustrebende räumliche Entwicklung und 
Ordnung einer Region in Form von Text und Karte festgelegt. Als Teil der Landesplanung bil-
det sie entsprechend dem Raumordnungsgesetz des Bundes sowie des Landesplanungsge-
setzes Baden-Württemberg (§§ 11 ff) den übergeordneten Rahmen für die kommunale Pla-
nung und dient der Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen.  
 
Dabei konkretisiert und ergänzt sie die übergeordneten Vorgaben des Landesentwicklungs-
plans Baden-Württemberg und übernimmt eine Abwägung zwischen verschiedenen Belan-
gen und Nutzungsinteressen.  
 
Im Sinne des sog. „Gegenstromprinzips“ enthält die Regionalplanung rechtsverbindliche Vor-
gaben für die kommunale Bauleitplanung und ggf. auch für weitere raumbedeutsame Pla-
nungen, muss aber auch deren Zielvorstellungen und Planungsaussagen berücksichtigen. 
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Abbildung 6 - Regionalplan Südlicher Oberrhein, i. d. 
F. der Rechtskraft vom 22.09.2017 (Auszug) 

Der Planbereich befindet sich nördöstlich der 
Ortsmitte des Siedlungsbereichs der  
Gemeinde Berghaupten. 
 
Die Fläche liegt innerhalb der im Regional-
plan nachrichtlich übernommenen Flächen 
für „Siedlungsfläche Bestand - Wohnen und 
Gewerbe“. 
 
Der Bebauungsplan entspricht den Zielen 
der Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 
BauGB. 

 
 
4.3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 7 - Flächennutzungsplan der Verwaltungs-
gemeinschaft  Gengenbach, Berghaupten und 
Ohlsbach ©Geoportal Raumordnung BW,10/2018 
(Auszug) 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungs-
pläne aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 
zu entwickeln. Bei der 1. Änderung des Be-
bauungsplans „Schloßbünd (2. Teil)“ sind 
deshalb die Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft 
Gengenbach, Berghaupten und Ohlsbach zu 
beachten. 
 
Im rechtswirksamen FNP ist für den Ände-
rungsbereich Wohnnutzung dargestellt.  
 
Der Bebauungsplan entwickelt sich somit 
gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan. Eine Änderung des FNPs im 
Parallelverfahren ist daher nicht erforderlich. 
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Teil B Planungsbericht 

5. Planinhalte und Festsetzungen 

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Schloßbünd (2. Teil)“ wurden für 
den Bereich der 1. Änderung vollständig geprüft und den aktuellen Zielsetzungen angepasst.   
 
 
5.1 Bebauung 

5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) bleibt bestehen. 
 
1.1.1 Wie im "Zeichnerischen Teil" dargestellt, werden die Bauflächen des Bebauungsplanes als "Allgemeines 

Wohngebiet" nach § 4 BauNVO festgesetzt. 
1.1.2 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO werden Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 2, 3, 4, 5 ausgeschlossen. 

 
 
5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO), Vollge-
schossregelung und die Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) bestimmt.  
 
Grundflächenzahl (GRZ) 

Die festgesetzte Grundflächenzahlen von 0,3 wird entsprechend dem Rahmen, den die 
BauNVO vorgibt auf 0,4 erhöht. Dadurch kann eine optimalere Ausnutzung der Baugrundstü-
cke und somit flächensparendes Bauen ermöglicht werden. 
 
Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Obergrenze der GFZ von 0,5 wird ebenfalls erhöht und auf 0,8 festgesetzt. Dadurch 
kann mehr Wohnfläche generiert werden und eine adäquate Verdichtung des Ortskerns 
stattfinden.  
 
Höhe baulicher Anlagen 

In Ergänzung der GRZ wird die Höhe baulicher Anlagen geändert, um eine Verdichtung im 
Innenbereich zu gewährleisten. 
 
2.2.2 Die Gebäudehöhe darf, gemessen zwischen Oberkante Erdgeschoßrohdecke und Schnittpunkt der Au-

ßenwandfläche mit der Dachfläche (Unterkante Sparren) betragen: 
 
  a) bei den 1-gesch. Gebäuden max. 3,80 m 
  b) bei den 2-gesch. Gebäuden max. 5,80 m 

 
Für den Änderungsbereich im allgemeinen Wohngebiet (WA) wird in der Nutzungsschablone 
eine Firsthöhe (FH) von 8,7 m und eine Wandhöhe (WH) von 6,5 m festgesetzt. Mit diesen 
Höhen wird die Errichtung eines zweigeschossigen Gebäudes ermöglicht. Zusätzlich Wohn-
raum im Dachgeschoss kann durch die Dachneigung ausgeschlossen werden (vgl. Ziffer 
6.1.1). 
 
Für die Firsthöhe gilt der oberste Punkt der Dachhaut. 
 
Als unterer Bezugspunkt wird für die Baugrundstücke die Höhe der Straßenoberkante, je-
weils gemessen in Gebäudemitte, festgesetzt. Zur eindeutigen Bestimmung des unteren Be-
zugspunkts wird klargestellt, dass die Bezugsstraße die „Goethestraße“ ist.  
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Vollgeschosse 

Durch die Änderung der First- und Wandhöhe, werden die zulässigen Vollgeschosse von I 
auf II erhöht. 
 
 
5.3 Bauweise 

Die Festsetzung über die Bauweise bleibt bestehen. 
 
1.3   Als Bauweise wird die „offene Bauweise“ (o), nur Einzelhäuser zulässig gem. § 22 Abs. 2 BauNVO fest-

gesetzt. (…) 
 
 
5.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen ge-
mäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. Innerhalb dieser festgesetzten Baufenster sind die 
Hauptgebäude zu errichten. 
 
1.9  Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nicht 

zugelassen. 
1.6.2  Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen dürfen eine max. Länge von 8,0 m (gemessen zwischen Hinter- 
 kante öffentl. Verkehrsfläche u. Außenwand der Garage im Einfahrtsbereich) nicht überschreiten. 
 Je Grundstück ist nur eine Zufahrt bis zu max. 6,5 m Breite zulässig. 

 
Die Festsetzung über Nebenanlagen und die Länge sowie Breite von Zufahrten wird durch 
nachfolgende generelle Festsetzung ersetzt. 
 
Untergeordnete bauliche Anlagen sollen im Änderungsbereich auch außerhalb der Baufens-
ter zugelassen werden, um die Nutzung der Baugrundstücke nicht zu stark einzuschränken. 
Aus diesem Grund wird festgesetzt, dass Nebenanlagen (§ 14 BauNVO), Stellplätze und Ga-
ragen (§ 12 BauNVO) auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. 
Klargestellt wird außerdem, dass die überbaubaren Grundstücksflächen nur oberhalb der 
Geländeoberfläche gelten.  
 
 
5.5 Höchstzahl der Wohnungen 

Die Festsetzung über die Anzahl der Wohneinheiten bleibt bestehen. 
 
1.1.3  Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind bei 2 Vollgeschossen je Wohngebäude nicht mehr als drei Woh-

nungen zulässig. Beim 1. Vollgeschoß nicht mehr als zwei Wohnungen. 

 
 
5.6 Stellung der baulichen Anlagen 

1.5  Die Stellung der baulichen Anlagen ist durch Eintrag der Hauptfirstrichtung im "Zeichnerischen Teil“ fest-
gesetzt. 

 
Zusätzlich zu der festgesetzten Firstrichtung (Ost-West-Richtung), wird eine um 90 Grad ge-
drehte Firstrichtung zusätzlich aufgenommen. Diese orientiert sich Parallel zur Goethestraße 
(Nord-Süd-Richtung).  
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5.7 Verkehr 

5.7.1 Äußere Anbindung  

Der Anschluss des Änderungsgebietes erfolgt weiterhin über die Goethestraße im Westen 
und von dort an das nördlich und überörtliche Straßenverkehrsnetz (B31). 
 
Eine Änderung der Verkehrssituation ist durch die Änderung nicht zu erkennen. 
 
 
5.8 Technische Infrastruktur 

5.8.1 Energieversorgung 

Das Plangebiet wird über die bestehenden Leitungen in der Goethestraße mit elektrischem 
Strom versorgt werden.  
 
5.8.2 Trinkwasser 

Die Kapazität des Wasserversorgungsnetzes der Gemeinde ist ausreichend. An dieses Netz 
kann das Plangebiet angeschlossen werden. Die Versorgungsleitungen sind in den öffentli-
chen Verkehrsflächen verlegt. 
 
5.8.3 Entwässerung 

Die Belange der Entwässerung werden durch die Planänderung nicht berührt und bleiben 
bestehen. 
 
2.5.1  Anfallendes Oberflächenwasser ist, soweit als möglich, auf den einzelnen Grundstücken zurückzuhalten. 
 

5.8.4 Telekommunikation 

Das Plangebiet kann an das bestehende Telekommunikationsnetz angebunden werden. 
 
5.8.5 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 

Versorgungsanlagen und -leitungen sind im allgemeinen Wohngebiet gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
13 BauGB unterirdisch zu führen. Im Zuge der Erschließungsarbeiten des Baugebietes kann 
die unterirdische Verlegung erfolgen, so dass ein möglicher Mehraufwand gegenüber oberir-
discher Verlegung minimiert werden kann. In diesem Fall werden die wirtschaftlichen Interes-
sen der Träger der einzelnen Versorgungsanlagen und -leitungen hinter die Belange der 
Baukultur und der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes gestellt. 
 
 
5.9 Schutz, Pflege und Entwicklung 

5.9.1 Grundwasserschutz 

Zum Schutz des Grundwassers und des Bodens wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die 
Verwendung von unbehandelten Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei ausgeschlos-
sen. Dadurch können Bodeneinträge dieser Metalle bei Versickerungen ins Grundwasser 
verhindert und Belastungen von Boden und Grundwasser vermieden werden. 
 
5.9.2 Versiegelung 

Festgesetzt wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, dass auf den Baugrundstücken die Befes-
tigung von Zufahrten und ihren Stellplätzen nur in versickerungsfähigem Aufbau zulässig ist. 
Ziel dieser Festsetzung ist, die Abflussmengen von versiegelten Flächen zu reduzieren und 
dadurch die Belastung der Kanalisation zu verringern. Gleichzeitig wird aufgrund der feuchte-
ren Umgebungsbedingungen das Kleinklima verbessert und zumindest eine zeitweise 
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Kühlung des Umfeldes befördert. Darüber hinaus soll die Bodeninanspruchnahme geringge-
halten und die Grundwasserneubildung gefördert werden. 
Als versickerungsfähiger Belag wird hierbei eine Oberflächenbefestigung bezeichnet, welche 
Oberflächenwasser am Ort ihres Auftretens in größerem Umfang versickern lässt. In dem in 
Deutschland gültigen ‚Merkblatt für Versickerungsfähige Verkehrsflächen‘ der FGSV werden 
die Flächenbefestigung mit wasserdurchlässigen Pflastersystemen, Pflastersteinen mit Si-
ckerfugen, Drainasphaltschichten und Drainbetonschichten beschrieben. Die Anwendung mit 
Pflastersystemen ist dabei die am häufigsten verbreitete versickerungsfähige Flächenbefesti-
gung. Wassergebundene Deckschichten sind im bautechnischen Sinne keine versickerungs-
fähigen Verkehrsflächen. 
 
5.9.3 Anpflanz- und Erhaltungsfestsetzungen 

Heckenpflanzung 

Auf den privaten Baugrundstücken wird am östlichen Rand des Plangebiets gemäß § 9 Abs. 
1 Nr. 25a BauGB das Anpflanzen einer zwei- bis dreireihigen Hecke aus standortheimischen 
Sträuchern, mit einem Pflanzabstand von 1,5 m, festgesetzt. Diese Festsetzung entlang der 
Grenze zur landwirtschaftlichen Fläche erfolgt, um durch evtl. Spritzmittelabdrift zu schützen. 
 
Auf der durch Planeintrag festgesetzten Fläche ‚P 01‘ ist eine 2 bis 3-reihige, dichte, mindes-
tens 1,5 m hohe Abschirmhecke zu pflanzen, und auf Dauer zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. 
 
 
5.10 Immissionsschutz 

5.10.1 Landwirtschaft 

Laut § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist bei Eingriff in landwirtschaftlich genutzte Flächen immer 
zu begründen, inwieweit die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen be-
steht; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 
werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungspotentiale zählen können. Da das Plangebiet vollständig landwirtschaftli-
che Flächen umfasst, ist der Bedarf unter Berücksichtigung der noch vorhandenen Innenent-
wicklungspotentiale darzulegen. Der Bedarf begründet sich vor allen aus den nachfolgend 
zum Teil dargelegten Gründen: 
 

▪ Hohe Arbeitsplatzattraktivität, 
▪ Bevölkerungsentwicklung, 
▪ Vorranggebiet Schwerpunkt des Wohnungsbaus, 
▪ Gute Verkehrserschließung, 
▪ Ausbau des Infrastrukturangebots, 
▪ Ausbau des Betreuungsangebots, 

 
Durch die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen kann es zu Immissionen im Plan-
gebiet kommen. Vom Landratsamt Ortenaukreis, Landwirtschaftsamt, wird daher die Einhal-
tung eines Abstands von 20 m zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Wohnbaufläche 
empfohlen, um zukünftige Konflikte und Einschränkungen bei der Nutzung der landwirt-
schaftlichen Flächen zu vermeiden. 
Durch diesen Abstand wird nach Einschätzung des Landratsamts Ortenaukreis ein ausrei-
chender Schutz vor der Abdrift von Pflanzenschutzmitteln erreicht, so dass Nutzungskonflikte 
ausgeschlossen werden können. Durch das Anpflanzen einer 2 bis 3-reihigen, mindestens 
1,50 m hohen Abschirmhecke (wintergrün bzw. spät Laub abwerfend), kann dieser Abstand 
reduziert werden. Zwischen dem Baugebiet und den landwirtschaftlichen Flächen verläuft 
noch ein landwirtschaftlicher weg, so dass die landwirtschaftlichen Flächen nicht direkt 
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angrenzen. Daher wird ein Abstand von Geltungsbereich zur Baugrenze von 5 m eingetra-
gen und Anpflanzfestsetzungen festgesetzt (vgl. Ziffer 5.9.3).  
 
 
5.11 Umweltbelange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien 
(EAG Bau, BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Um-
weltberichtes in die Begründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Da-
rin sollen die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes syste-
matisch zusammengetragen und bewertet werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung 
einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne anzuwenden, deren Verfahren nach 
Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde. Eine Ausnahme stellen hierbei jedoch Bebau-
ungspläne dar, die unter Anwendung des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB bzw. 
des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB aufgestellt werden. Im Zuge der vorlie-
genden Änderung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren werden die Umwelt-
belange entsprechend den Vorgaben des § 13a BauGB berücksichtigt und im Folgenden 
dargestellt. 
 
Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft / Klima und Landschaft 

Innerhalb des Plangebietes sind keine gesetzlich geschützten Biotope oder Lebensräume 
nach der FFH-Richtlinie vorhanden. Auch liegen keine Hinweise auf Vorkommen geschützter 
Arten vor. Aufgrund der großräumig anthropogenen Überformung des Umfelds und der be-
stehenden gewerblichen Nutzung sind durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine ne-
gativen Auswirkungen auf die Aspekte Pflanzen, Boden, Wasser und Landschaft zu erwar-
ten. 
 
Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Themenfelder Luft und Klima gilt, dass dem Standort 
keine besondere Bedeutung hinsichtlich der Kaltluftentstehung oder für den Klimaschutz zu-
kommt, sodass auch hierfür keine negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 
 
 
Betroffenheit von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung und des Europäischen Vogel-

schutzes 

Da das Plangebiet nicht Teil eines Gebietes gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines Euro-
päischen Vogelschutzgebiets ist und auch nicht im Einflussbereich eines solchen liegt, 
kommt es durch das Vorhaben zu keiner Flächenbeanspruchung oder anderweitigen Beein-
trächtigung von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogel-
schutzgebieten. 
 
Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

Mögliche immissionsschutzrechtliche Konflikte für die im Plangebiet wohnenden Menschen 
(Störwirkungen durch Lärm) sind infolge dieser geringfügigen Verdichtungserscheinungen 
nicht zu erwarten. Das gesundheitliche Gefährdungspotential ist als sehr gering einzustufen. 
 
 
Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind durch die Maßnahme nicht betroffen. 
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Vermeidung von Emissionen / Nutzung erneuerbarer Energien 

Die Errichtung des Wohnhauses im Zuge der Nachverdichtung an der Goethestraße, werden 
keine nennenswerten zusätzlichen Emissionen verursacht. Der Bebauungsplan trifft keine 
Festsetzungen zur Nutzung erneuerbarer Energien, schließt diese jedoch auch nicht von der 
Zulässigkeit aus. 
 
 
Auswirkungen auf Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die durch den Bebauungsplan vorbereitete Bebauung wird keine besonderen, für die Luft-
qualität entsprechender Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, sodass durch die 
Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhalten-
den bestmöglichen Luftqualität resultieren. 
 
 
Eingriffsregelung 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, 
die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a 
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, sodass ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich nicht erforderlich ist.  
 
 
Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes „Schloßbünd (2. Teil)“ sind keine erheblichen Be-
einträchtigungen für den Naturhaushalt zu erwarten. 
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5.12 Hochwasserschutzmaßnahmen 

Durch die Lage im sog. „HQ 50“ – Bereich wurde für das gesamte Baugrundstück ein Retenti-
onsvolumenverlust von 244 m³ mit einer Ø-Überflutungstiefe von ca. 37 cm rechnerisch er-
mittelt (vgl. Abb. 1). 
 
Für die tatsächliche Bebauung mit Wohngebäude, Stellplatz, Zuwegung u.ä. werden fol-
gende Werte zugrunde gelegt. 
 

Überbaute Fläche: 170 m² 
Retentionsvolumenverlust: 44,6 m³ 
Ø-Überflutungstiefe: ca. 32 cm 
 

 
Für die Bebaubarkeit des Grundstücks wird das Retentionsvolumen auf dem Grundstück 
Flst.Nr. 479/1 geschaffen. 
 
Das Grundstück wird im Teilbereich auf eine Höhe von 168,05 m+NN abgegraben und somit 
ein Volumen von ca. 57 m³ geschaffen. Zum Volumenausgleich des gesamten Grundstücks, 
ist eine Abgrabung bist auf eine Höhe von 167,35 m+NN erforderlich. 
 

 
Abbildung 8 - HWGK – Ausgleichsfläche (Auszug vgl. Anlage A Seite 24) o. M. 

Durch den Abtrag im Teilbereich auf dem Grundstück Flst.Nr. 479/1, ist der Retentionsverlust 
durch die Bebauung im Änderungsbereich ausgeglichen. Somit liegt kein Verbot der Bauleit-
planung im Überschwemmungsgebiet nach § 78 Abs. 1 WHG vor. Die Zulassungsvor-aus-
setzungen nach § 78 Abs. 3 WHG wird Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz anhand 
der vorliegenden Unterlagen als erfüllt angesehen. 
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6. Gestalterische Festsetzungen nach Landesrecht 

Zur Durchführung baugestalterischer Absichten werden auf der Grundlage des § 74 LBO ört-
liche Bauvorschriften zum Bebauungsplan erlassen. Die Gestaltungsregelungen werden in 
Anlehnung an der Umgebungsbebauung orientiert. 
 
 
6.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

6.1.1 Dachgestaltung 

Mit den Vorschriften zur Dachgestaltung gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO soll zum einen die 
Dachlandschaft in Berghaupten weiterentwickelt werden, zum anderen aber auch den Anfor-
derungen an zeitgemäße Architektur Rechnung getragen werden.  
 
2. 1.1.  Für alle Hauptgebäude sind nur Satteldächer mit gleichem Neigungswinkel beidseitig des Firstes zuge-

lassen. Bei Doppelhäusern ist nur eine Dachneigung zulässig. 
 
2. 1.2.  Die Dachneigung ist im „Zeichnerischen Teil“ festgesetzt. 
 
2. 1.3.  Bei bestehenden Gebäuden gilt a.D. = angepasste Dachneigung. Hier ist bei Anbauten die Dachneigung 

des Bestandes zu übernehmen. 
 
2. 1.4.  Für Garagen gilt: 
 wenn diese mit dem Hauptgebäude eine bauliche Einheit bilden oder als freistehende Garage angeord-

net werden, kann eine um bis zu 15° flachere Dachneigung als im "zeichnerischen Teil" festgesetzt, zu-
gelassen werden, sofern dies zur Einhaltung der Bestimmungen der LBO über die Höhe von Grenzgara-
gen erforderlich ist. 

 
2. 1.5.  Als Dachdeckung sind rote oder rotbraune Ziegel zulässig. 

 
Aus diesem Grund werden die bisherigen oben aufgeführten Regelungen ersetzt. 
Die Dynamik und Vielfalt eines Quartiers soll sich durch ein breiteres Spektrum an Dachfor-
men wiederspiegeln. Zusätzlich aufgenommen werden daher die Dachformen Walmdach 
(WD) und Zeltdach (ZD). Die Dachneigung wird entsprechend auf 20 – 30 Grad angepasst. 
Zur Farbgestaltung werden keine Vorschriften erlassen. 
 
 
6.1.2 Dachaufbauten – Dacheinschnitte 

Ersatzlos gestrichen werden die Regelungen zu den Dachaufbauten und Dacheinschnitte. 
 
2. 3.  Dachaufbauten - Dacheinschnitte 
 Dachaufbauten und Dacheinschnitte dürfen in der Breite insgesamt max. die Hälfte der zugehörigen Ge-

bäudeseite betragen. Die Breite von Einzelgauben oder Dacheinschnitten wird auf 3, 0 m begrenzt.  
 Die Höhe der Gaube, gemessen zwischen Dachfläche und Oberkante Gaubensparren darf max. 1, 20 m 

betragen. 

 
 
6.1.3 Außenwände 

Die Regelung zur Gestaltung der Außenwände wird erneuert. 
 
2.4  Gestaltung der Gebäudeaußenflächen 
 An den Gebäudeaußenflächen sind Verkleidungen aus glänzenden Materialien wie Kunststoff sowie As-

bestschieferplatten o.ä. nicht zulässig. 

 
Bei der Gestaltung der Außenwände werden gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO Leuchtfarben 
oder reflektierende Materialien ausgeschlossen. Dieser Ausschluss erfolgt zum einen aus 
gestalterischen Gründen, zum anderen aber auch, um gegenüber Nachbargrundstücken o-
der von Verkehrsteilnehmern keine Blendwirkungen hervorzurufen. Durch die Vorschriften 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Schloßbünd (2. Teil), 1. Änderung“ Gemeinde: Berghaupten 
Fassung: Entwurf zum Satzungsbeschluss Stand: 04.02.2019 
 

Begründung 

 

Seite 20 von 24 

zur Außenwandgestaltung wird den Bauherren ein großer Spielraum ermöglicht. So sind ne-
ben Putz- oder Holzfassaden auch andere, moderne Baustoffe möglich. 
 
 
6.2 Einfriedungen – Abfallbehälter 

Ersatzlos gestrichen werden die Regelungen zu den Einfriedungen und Abfallbehälter. Für 
diese Belange gilt das Nachbarrecht und die Bestimmungen der Landesbauordnung Baden-
Württemberg. 
 
2.6.1 Für die straßenseitige Einfriedung der Grundstücke sind zulässig: 
  
 a) lebende Hecke bis 0,80 m Höhe über Straße 
 b) Holzzäune in senkrechter Gliederung bis 0,80 m Höhe über Straße 
 c) Mauern bis zu einer Höhe von 0,3 m über Straße. 
 
2.6.2 Für die seitliche und rückwärtigen Einfriedungen sind gemeinsame Maschendraht- und Holzzäune in 

senkrechter Gliederung bis 1, 25 m Höhe zugelassen. 
 Diese können durch Heckenpflanzungen beidseits verdeckt werden. 
 
2.6.3 Abfallbehälter sind in Verbindung mit dem Gebäude unterzubringen oder in die Einfriedung so zu integ-

rieren, dass sie von der öffentlichen Fläche aus verdeckt sind. 

 
 
7. Auswirkungen 

7.1 Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen 

Da das Gebiet auch bislang als Wohngebiet genutzt wurde, sind keine negativen Auswirkun-
gen auf die bestehenden Nutzungen in den angrenzenden Bereichen zu erwarten.  
 
Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Nachver-
dichtung des Plangebietes geschaffen. Aufgrund des ortsüblichen Dichteansatzes wird ein 
Einfügen der geplanten Bebauung in die bestehende Siedlungsstruktur ermöglicht.  
 
Auf die an das Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen hat die Aufstellung 
des Bebauungsplanes keine Auswirkungen. Die derzeitige Bewirtschaftung wird auf diesen 
Flächen nicht weiter eingeschränkt. 
 
 
7.2 Verkehr 

Durch die Änderung wird kein neuer Ziel- und Quellverkehr entstehen. Es sind keine negati-
ven Auswirkungen auf die Verkehrssituation erkennbar.  
 
 
7.3 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Ver- und Entsorgungsleitungen sind in der 
Goethestraße vorhanden. Negative Auswirkungen auf das bestehende Versorgungsnetz ist 
nicht zu erwarten. 
Die Versorgung des Baugrundstückes Flst.Nr. 957 wird über das vorhandene Niederspan-
nungs-Kabelnetz sichergestellt. 
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7.4 Natur | Landschaft | Umwelt 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt als Maßnahme der Innenentwicklung nach den 
Vorschriften des § 13a BauGB. Danach gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig. Ein Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft ist in einem Verfahren nach § 13a 
BauGB somit nicht erforderlich. Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 
durch die Planung zu erwarten.  
 
 
8. Maßnahmen zur Verwirklichung 

8.1 Bodenordnung 

Da die Grundstücke im Planbereich nach Lage, Größe und Zuschnitt entsprechend den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes bebaubar sind, ist die Einleitung eines förmlichen Umle-
gungsverfahrens nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches nicht notwendig. In diesem 
Verfahren werden die notwendigen Flächen für Straßen usw. bereitgestellt. 
 
 
8.2 Entschädigungen 

Durch die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans werden keine Entschädigungsan-
sprüche nach §§ 39 ff. BauGB ausgelöst.  
 
 
8.3 Erschließung 

Die Erschließung ist bereits gewährleistet. 
 
 
8.4 Kosten und Finanzierung 

Für die Erschließung des Baugebietes fallen keine Kosten zur Herstellung der Verkehrsanla-
gen, Entwässerung und Wasserversorgung an.  
 
 
9. Flächenbilanz 

 
 

  

Bruttobauland 0,07 ha 100,0%

Grundstücksgröße Flst.Nr. 957 etwa 0,07 ha 100,0%

Nettobauland etwa 0,07 ha 100,0%
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10. Rechtsgrundlagen 

1) Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. 
I S. 3634) 

2) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

3) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 
S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 
1057) 

4) Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010, zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

5) Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Berghaupten, ….………………. Lauf, 04.02.2019 Jä 
 
 
 
.............................................  
Robert Harter  
Stellvertretender Bürgermeister 

Planverfasser 
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich XX a 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
880.2 / Herr Clever 

 

Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
Hier: Vorstellung der Architektenpläne  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
In Anlehnung an den Beschluss des Gemeinderates vom 10. September 2018 hat die 
Verwaltung die 2½-geschossige Variante gemeinsam mit Architekt Martin Kälble ent-
lang sozialrechtlicher und wohnungsbaupolitischer Fragestellungen weiterentwickelt. 
Hierzu fanden am 17. und 24. Januar 2019 Gespräche statt. 
 
Architektenpläne und Kostenschätzung sind der Vorlage beigefügt. Diese werden im 
Rahmen der Sitzung ausführlich erläutert. 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt den vorgelegten Planungen zu und beauftragt die Ver-
waltung, gemeinsam mit Architekt Martin Kälble einen Bauantrag einzureichen.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 





























Ziegelwaldecks
traße

S 1324

5
6

L
a

g
g

W
EG

8
9

4
A









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 5 b 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
880.29 / Herr Vogt 

 

Sozialer Wohnungsbau 
Hier: Abschluss einer Honorarvereinbarung mit dem Architekturbüro Kälble 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 

Der Gemeinderat hatte sich zuletzt bereits in seinen Sitzungen vom 30.07.2018, 
10.09.2018 und 12.10. 2018 mit der Errichtung von Gebäuden im sozialen Wohnungs-
bau und deren Bezuschussung in Abhängigkeit der Sozialbindefristen der Mieten be-
fasst.  
 

Die Errichtung des Gebäudes soll gemäß den Planungsvarianten des Architekturbüros 
Kälble mit Satteldach erfolgen, die Sozialbindefrist der Mieten einen Zeitraum von 25 
Jahren betragen. Die damals vom Architekturbüro Kälble vorgelegten Planungsvarian-
ten wurden leicht überarbeitet und an die im sozialen Wohnungsbau vorgegebenen 
Wohnungsgrößen angepasst. Diese sind wie folgt vorgegeben: 
 
 1-Personenhaushalt max. 45 m² 
 2-Personenhaushalt max. 60 m² 
 3-Personenhaushalt max. 75 m² 
 4-Personenhaushalt max. 90 m². 
 
Die neuen Planungen sowie die aktualisierte Kostenschätzung sind den Sitzungsun-
terlagen beigefügt. Der Honorarvorschlag des Architekturbüros Kälble basiert auf der 
Kostenschätzung vom 28.03.2018. Die Einstufung in die Honorarzone III Mindestsatz 
sowie die Teilwerte der einzelnen Leistungsphasen entsprechen der HOAI. Die Beauf-
tragung sollte zunächst nur für die Leistungsphasen 1 – 8 erfolgen, wovon die Leis-
tungsphasen 1-2 bereits abgerechnet wurden, d. h. das dort geltend gemachte Hono-
rar stellt eine Abschlagszahlung auf das Gesamthonorar dar. Eine Berechnung des 
Honorars durch die Verwaltung auf Grund der Plan- und Kostenfortschreibung vom 
08.02.2019 ist den Unterlagen beigefügt. 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Vergabe der Architektenleistungen für den sozialen 
Wohnungsbau in Honorarzone III Mindestsatz für die Leistungsphasen 1-8 an 
das Architekturbüro Kälble zu. 

 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 



 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 







Architekturbüro Kälble

778.000,00 €

778.000,00 €
750.000,00 € 89.927,00 € 89.927,00 €

1.000.000,00 € 115.675,00 €
250.000,00 € 25.748,00 €
28.000,00 € 2.883,78 € 2.883,78 €

HOAI 2013
A-büro 

Kälble

1 2,0% 2,0% 1.856,22 €

2 7,0% 7,0% 6.496,75 €

3 15,0% 15,0% 13.921,62 €

4 3,0% 3,0% 2.784,32 €

5 25,0% 25,0% 23.202,69 €

6 10,0% 10,0% 9.281,08 €

7 4,0% 4,0% 3.712,43 €

8 32,0% 32,0% 29.699,45 €

9 2,0% 0,00 €

100,0% 98,0% 90.954,56 €
3,0% 2.728,64 €

93.683,20 €

19,0% 17.799,81 €

111.483,00 €

Berghaupten, 11.02.2019

Vogt, Rechnungsamt

Honorarvorschlag Architektenleistungen § 33 ff HOAI - soz. Whg-Bau

Honorarzone III 

Mindestsatz

Kostenschätzung netto 08.02.2019

Bauwerkskosten netto

Honorarzone III (Mindestsatz) 100,00% 92.810,78 €

Leistungsphasen: Honorar

Grundlagenermittlung

90.954,56 €

Vorplanung

Entwurfsplanung

Genehmigungsplanung

Ausführungsplanung

Vorbereitung der Vergabe

Mitwirkung der Vergabe

Bruttohonorar

Bauoberleitung

Objektbetreuung (Gewährleistung)

Zwischensumme:

Nebenkosten

Nettokosten

Umsatzsteuer





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 5 c 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
621 / Herr Vogt 

 

Sozialer Wohnungsbau 
Hier: Abschluss einer Honorarvereinbarung mit den Zink-Ingenieuren für die 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Sozialer Wohnungsbau“ 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 

Die Herstellung eines Gebäudes für den sozialen Wohnungsbau soll im Anschluss an 
das Gelände hinter der Streuguthalle errichtet werden. Dabei handelt es sich nicht nur 
um Grundfläche außerhalb eines bestehenden Bebauungsplans, sondern auch um 
Fläche welche noch nicht im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche ausgewiesen 
ist. Bis zum 31.12.2019 besteht die Möglichkeit nach § 13 b Baugesetzbuch für Flä-
chen < 10.000 m² einen Bebauungsplan zu erstellen obwohl diese nicht im Flächen-
nutzungsplan als bebaubare Flächen ausgewiesen sind. Die Erstellung eines Bebau-
ungsplans für diesen Bereich soll durch das Ingenieurbüro Zink, 77885 Lauf, erfolgen. 
 
Der Vertragsentwurf mit vorläufiger Honorarermittlung ist den Sitzungsunterlagen bei-
gefügt. Der Einstufung in Honorarzone II unten und den Teilwerten bei den Leistungs-
phasen kann zugestimmt werden. Die in § 4.4.3 des Ingenieurvertrags beschriebenen 
besonderen Leistungen, artenschutzrechtliche Untersuchungen, sollten nur bei Bedarf 
beauftragt werden. 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Vergabe der Ingenieurleistungen zur Erstellung des 
Bebauungsplans „Sozialer Wohnungsbau“ an das Ingenieurbüro Zink zu. Die in 
§ 4.4.3 des Ingenieurvertrags beschriebenen besonderen Leistungen, arten-
schutzrechtliche Untersuchungen, sollten nur bei Bedarf beauftragt werden.   
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 







Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 6 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
790.00 / Herr Hertle 

 

Gründung Wirtschaftsforum Kinzigtal e.V.  
Hier: Information bzw. Beratung und Beschlussfassung über Mitgliedschaft  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Herr Hans-Peter Möschle wird in der Sitzung über die Gründung des Wirtschaftsfo-
rums Kinzigtal e.V. (Kooperation mit Gewerbe- und Handwerksbetrieben) informieren. 
 
Die Satzung des Vereins und eine Erstinformation sind den Sitzungsunterlagen beige-
fügt.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Wird nach Beratung formuliert.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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§ 1 Name Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „Wirtschaftsform Kinzigtal“ (im Folgenden „WFK“ genannt) 

und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach Eintragung ist der Zusatz  

„e. V.“ dem Namen hinzuzufügen. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Gengenbach, Baden-Württemberg. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

(4) Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr und beginnt mit dem  

01. November 2018. 

§ 2 Zweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Zwecke des Vereins sind: 

a) Förderung der Bildung und Heranführung der Mitglieder, mit besonderer Beachtung 

der Jugendarbeit, an die Aufgaben der Wirtschaft in unserer Gesellschaft. 

b) Unterstützung des Umweltbewusstseins der Gewerbe- und Handwerksbetriebe. 

c) Kontakthalten mit den Gemeindeverwaltungen und dem Kreis, um die Anliegen des 

Handwerks, Handels, Gewerbes, der Industrie, Land- und Forstwirtschaft und der 

freien Berufe zu kommunalen Fragen rechtzeitig vorzutragen und vertreten zu 

können. 

d) Erzeugen von Aufmerksamkeit auf das örtliche Angebot durch gemeinsame 

Öffentlichkeitsarbeit. 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Förderung, Initiierung, 

Teilnahme, Durchführung und auch der Organisation wie folgt: 

a) Organisieren von „Job for future“- und Bogy-Forum-Veranstaltungen und 

Vereinbaren und Unterstützen von Bildungspartnerschaften 

b) Betreiben einer Internetseite 

c) Durchführen von gemeinsamen Veranstaltungen bzw. Teilnahme an 

Veranstaltungen, Workshops, Messen 

d) Planen und Durchführen von eigenen Bildungsveranstaltungen, wie z. B. 

Symposien, Vorträgen, Ausstellungen, Einrichten von Arbeitsgruppen und 

sonstigen Veranstaltungen 

e) Unterstützen von Jugend forscht, Bundesumweltpreis und Schülerforschung 

Xenoplex  

(4) Zur Erreichung des Vereinszweckes kann der Verein: 

a) mit anderen Gesellschaften und Institutionen kooperieren und Ex
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b) sich direkt an steuerbegünstigten Gesellschaften und Institutionen beteiligen. 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen, Personen- u. 

Kapitalgesellschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts, Behörden, 

Kammern, Forschungseinrichtungen, Universitäten, Hochschulen, Gewerbe-, 

Handels-  und Handwerkervereine - im Folgenden „Gewerbevereine“ genannt -  

sowie weitere gemeinnützige Einrichtungen werden. 

(2) Mitglieder müssen in dem Verein einen Vertreter benennen, der in ihrem Namen 

verbindliche Entscheidungen treffen kann. 

(3) Aufnahmeinteressenten richten einen schriftlichen Aufnahmeantrag an den 

Vorstand. Im Aufnahmeantrag sind Name, Rechtsform, Adresse oder Sitz, bei 

juristischen Personen die Vertretung sowie die beitragsrelevanten Daten 

mitzuteilen. 

(4) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht 

nicht. Die Ablehnung durch den Vorstand ist nicht anfechtbar und muss nicht 

begründet werden.  

(5) Über die Einstufung als Gewerbeverein entscheidet der Vorstand. Die Entscheidung 

durch den Vorstand ist nicht anfechtbar und muss nicht begründet werden. 

§ 4 Mitgliedsbeiträge 

(1) Von den Mitgliedern sind Beiträge zu entrichten, deren Höhe, Fälligkeit, Art und Weise 

durch eine Beitragsordnung durch den Vorstand mit einfacher Mehrheit festgelegt 

werden. Hat der Vorstand keine Beitragsordnung festgelegt, dann gilt folgendes als 

vereinbart: 

 Mitglieder entrichten einen Jahresbeitrag von 300,00 Euro, soweit nicht im 

Folgenden eine Ausnahme zutrifft. Gewerbevereine entrichten zum 

Jahresbeitrag von 300,00 Euro noch einen anteiligen Mitgliedsbeitrag – im 

Folgenden „anteiliger Mitgliedsbeitrag“ - von 5 Euro pro Jahr pro Mitglied in 

Ihrem jeweiligen Verein. Stichtag der Mitgliedsanzahl ist der 1.1 des jeweiligen 

Jahres. Liegt keine Meldung bis zum 10.1 des jeweiligen Jahres vor, so schätzt 

die Verwaltung die Mitgliedszahl. 

 Natürliche Personen und Personengesellschaften unter 20 Mitarbeitern 

entrichten einen Jahresbeitrag von 100,00 Euro. 

 Gemeinnützige Vereine (- im Folgenden „Gemeinnütziger Verein“ genannt-) 

entrichten einen Jahresbeitrag von 100,00 Euro, wenn sie die Gemeinnützigkeit 

nachweisen können. 
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(2) Immer vereinbart gilt unabhängig von einer Beitragsordnung: 

 In Härtefällen entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag des betroffenen 

Mitgliedes über den Mitgliedsbeitrag. Die Entscheidung des Vorstandes ist nicht 

anfechtbar und muss nicht begründet werden. 

 Im Falle der strittigen Zuordnung in Absatz 1 entscheidet der Vorstand. Die 

Entscheidung des Vorstandes ist nicht anfechtbar und muss nicht begründet 

werden. 

 Bei Ausschluss, Austritt, Insolvenz oder Tod besteht kein Rückzahlungsrecht auf 

bereits geleistete Mitgliedsbeiträge. 

 Die Mitgliedsbeiträge werden in der Regel im Beitrittsmonat und jeweils zu 

Beginn des Kalenderjahres eingezogen. 

§ 5 Stimmrecht und Wahlrecht 

(1) Alle ordentlichen Mitglieder können durch schriftliche Erklärung und durch aktive 

Präsenz sowie nach Antrag beim Vorstand durch fernmündliche Teilnahme in den 

Mitgliederversammlungen das aktive Stimm- und Wahlrecht ausüben.  

(2) Die ordentliche Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht vererblich.  

(3) Das ordentliche Mitglied zählt als anwesend (aktive Präsenz), 

 bei persönlicher Teilnahme – Prüfung der Identität durch Ausweis oder 

persönlich beim Versammlungsleiter bekannt –, 

 bei fernmündlicher Teilnahme – Prüfung der Identität durch Abfrage der 

persönlichen Daten durch geeignete technische Einrichtungen –. 

§ 6 Beendigung der ordentlichen Mitgliedschaft 

(1) Die ordentliche Mitgliedschaft endet: 

 durch Tod, Insolvenz, jedoch immer bei Verlust der Rechtsfähigkeit; 

 durch freiwilligen Austritt, der nur schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt 

werden kann. Er ist zum Ende eines Kalenderjahres unter Einhaltung der 

Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. Gründungsmitglied erst im 

dritten Jahr nach der Vereinsgründung; 

 durch förmliche Ausschließung. Der Vorstand kann ein Mitglied, das in grober 

Weise gegen die Vereinsinteressen verstößt oder dem Verein einen Schaden 

zufügt, aus dem Verein ausschließen. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied 

unter Beachtung einer angemessenen Frist Gelegenheit zur persönlichen oder 

schriftlichen Stellungnahme zu geben; 

 durch Ausschließung mangels Interesse, die durch Beschluss des Vorstands 

ausgesprochen werden kann, wenn ohne besondere Rechtfertigung trotz Ex
em
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zweimaliger Mahnung die Beiträge nicht entrichtet worden sind. Die Streichung 

darf erst erfolgen, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens drei 

Monate vergangen sind und der Beitragsrückstand nicht beglichen ist. Über die 

Streichung aus der Mitgliederliste ist das Mitglied nicht zu informieren. 

(2) Gegen den Ausschluss kann das ausgeschlossene Mitglied innerhalb eines Monats 

Beschwerde einlegen, über die bei der nächsten ordentlichen 

Mitgliederversammlung entschieden wird. Bis dahin ruht die Mitgliedschaft. Der 

Ausschluss ist dem Mitglied durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. 

(3) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedsverhältnis, unbeschadet des Anspruchs des Vereins auf bestehende 

Forderungen. 

§ 7 Organe des Vereins 

(1) Vereinsorgane sind Vorstand, Beirat und die Mitgliederversammlung. 

(2) Der Vorstand kann durch Beschluss Ausschüsse bilden. In diesen Beschlüssen des 

Vorstandes ist festzulegen, welche Aufgaben der jeweilige Ausschuss übernehmen 

sowie welche Rechte und Pflichten er haben soll. 

§ 8 Vorstand und Beirat 

(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus einem Vorsitzenden für 

Öffentlichkeitsarbeit – im Folgenden „Vorsitzender Öffentlichkeitsarbeit“ – und 

einem Vorsitzenden für die Verwaltung – im Folgenden „Vorsitzender 

Verwaltung“ – und dem Kassenwart, wenn er durch die Mitgliederversammlung 

bestimmt wurde. Ist kein Kassenwart bestimmt, dann übernimmt der Vorsitzende 

Verwaltung dessen Aufgaben. Die Mitgliederversammlung kann auch nur einen 

Vorsitzenden bestimmen. Bestimmt die Mitgliederversammlung nur einen 

Vorsitzenden, dann übernimmt er beide Aufgaben der beiden Vorsitzenden. 

Weiterhin kann die Mitgliederversammlung weitere stellvertretende Vorsitzende und 

max. 2 weitere Vorstandsmitglieder bestimmen. Die Anzahl der stellvertretenden 

Vorsitzenden ist beschränkt auf die Anzahl der Gewerbevereine, die Mitglieder sind. 

Jeder Gewerbeverein hat ein Vorschlagsrecht für einen stellvertretenden 

Vorsitzenden. Der vom Gewerbeverein vorgeschlagene stellv. Vorsitzende muss 

durch die Mitgliederversammlung gewählt werden.   

(2) Der Verein wird jeweils durch einen Vorsitzenden alleine - jeder der beiden 

Vorsitzenden ist alleine vertretungsberechtigt -  oder durch zwei 

vertretungsberechtigte Mitglieder des Vorstandes vertreten. Vereinsintern regelt 

eine Geschäftsordnung die Zuständigkeiten der Vorsitzenden soweit die 

Zuständigkeiten in dieser Satzung nicht bereits geregelt sind. Die Geschäftsordnung 
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ist durch die Vorsitzenden zu beschließen und dem Vorstand, dem Beirat und der 

Mitgliederversammlung zugänglich zu machen. 

(3) Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist in der Weise beschränkt, dass er bei 

Rechtsgeschäften von mehr als 15.000,00 Euro (in Worten fünfzehntausend) 

sowie jeglicher Art von Grundstücksgeschäften verpflichtet ist, die Zustimmung des 

Beirates einzuholen.  

(4) Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Der Vorstand und Beirat 

kann aber bei Bedarf eine Vergütung nach Maßgabe einer Aufwandsentschädigung 

im Sinne des § 3 Nr. 26a EStG beschließen. Bei der Entscheidung sind die 

Haushaltslage und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Vereins zu 

berücksichtigen. 

(5) Der Beirat besteht aus: 

 dem Schriftführer, gewählt durch die Mitgliederversammlung, 

 jeweils einem Mitgliedsvertreter aus einem der Gewerbevereine mit befristeter 

Entsendung von 36 Monaten. Dieser muss durch den Vorstand bestätigt werden 

und kann durch den Vorstand abberufen werden, 

 und weitere vom Vorstand benannte oder der Mitgliederversammlung gewählte 

Mitglieder, die durch den Vorstand abberufen werden können. 

§ 9  Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstands 

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht einem 

anderen Organ durch Satzung zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben zählen 

insbesondere Führung der laufenden Geschäfte: 

 Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlungen sowie Aufstellung 

der Tagesordnung  

 Einberufung der Mitgliederversammlung  

 Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung  

 Vorbereitung eines etwaigen Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung von 

Jahresberichten, Vorlage der Jahresplanung,  

 Beschlussfassung über Aufnahmeanträge und Ausschlussverfahren von 

Mitgliedern.  

(2) Der Vorstand und Beirat gemeinschaftlich sind ermächtigt, einen hauptamtlichen 

Geschäftsführer für den Verein einzustellen. Dieser leitet in Absprache mit dem Vorstand 

die Geschäfte des Vereins. 

(3) Dem Geschäftsführer darf Vollmacht zur rechtsgeschäftlichen Vertretung des Vereins 

erteilt werden.  

(4) Der Vorstand hat das Recht zur Erfüllung seiner Aufgaben: Ex
em
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(a) Mitarbeiter stundenweise oder Vollzeit einzustellen - diese können auch Mitglieder 

aus dem Kreis des Vorstandes oder Beirates sein;  

(b) bekannten Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben, die Übernahme von 

Schirmherrschaften für den Verein anzutragen - die Schirmherren werden in einem 

separaten Beirat –im Folgenden „Förderbeirat“ - zusammengefasst. Die Aufgaben 

des Förderbeirats sind vom Vorstand in Abstimmung mit den Schirmherren 

festzulegen;  

(c) zur Erfüllung umfangreicher Verwaltungsaufgaben, für Fundraising und/oder 

Öffentlichkeitsarbeit gegen angemessenes Entgelt externe Dienstleister zu 

beauftragen;  

(d) der Entgegennahme von Geldspenden, Sachspenden, Zuschüssen, etc. - der 

Kassenwart wird dem Spender eine entsprechende Spendenquittung ausstellen -. 

§ 10 Wahl des Vorstandes 

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 36 Monaten 

gewählt. Eine kürzere und längere Amtszeit kann durch die Mitgliederversammlung 

festgelegt werden. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Ein Vorstandsmitglied bleibt bis zu einer wirksamen Neuwahl im Amt.  

(3) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds kann der Vorstand dieses 

zusammen mit dem Beirat durch ein Ersatz-Vorstandsmitglied aus dem Kreise der 

Mitglieder durch gemeinschaftlichen Beschluss bis zur nächsten Mitgliederversammlung 

ergänzen.  

(4) Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstandsmitglied 

und als Mitglied im Beirat, es sei denn, dass er Vertreter eines Mitglieds oder einer 

Förderinstitution ist, mit der der Verein eine Kooperation - oder Fördervereinbarung 

getroffen hat. 

§ 11 Vorstands- und Beiratssitzungen 

(1) Der Vorstand und der Beirat beschließen in Sitzungen, die durch mindestens einen 

Vorsitzenden mindestens einmal jährlich einberufen werden. Wenn alle Vorstandsmit-

glieder damit einverstanden sind, dann können auch Beschlüsse per Umlauf, 

fernmündlich, schriftlich oder textlich gefasst werden. Die Einladung ergeht mit einer 

Frist von mindestens einer Woche.  

(2) Die Vorlage einer Tagesordnung ist nicht notwendig.  

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 seiner Mitglieder an der 

Beschlussfassung teilnehmen. Der Vorstand und Beirat sind gemeinschaftlich 

beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 seiner Mitglieder und mindestens ein Vorsitzender 

an der Beschlussfassung teilnehmen. 
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(4) Der Vorstand und Vorstand und Beirat zusammen entscheiden mit Stimmenmehrheit; 

jedes Vorstandsmitglied und Beiratsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden Verwaltung, bei dessen Abwesenheit die des 

Vorsitzenden Öffentlichkeitsarbeit.  

(5) Über Beschlüsse und Sitzungen des Vorstandes und Sitzungen Vorstand und des Beirates 

ist jeweils eine Niederschrift in Form eines Ergebnisprotokolls zu fertigen. 

§12 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden der Verwaltung, bei dessen 

Verhinderung vom Vorsitzenden Öffentlichkeitsarbeit oder einem anderen 

Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die 

Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung 

für die Dauer des Wahlgangs und der vorherigen Diskussion einem Wahlausschuss 

oder einem Mitglied übertragen werden. 

(2) In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. 

(3) Die Übertragung der Ausübung des Stimmrechts auf andere Mitglieder ist nicht 

zulässig.  

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen 

wurde und mindestens 3 ordentliche Mitglieder plus mindestens 1 Vorstandsmitglied 

an der Beschlussfassung teilnehmen. 

(5) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, Stimmenthaltungen bleiben außer 

Betracht. 

(6) Beschlüsse zu Satzungsänderungen sowie Beschlüsse über die Auflösung des 

Vereins bedürfen einer Mehrheit von 3/4 der erschienenen Mitglieder. Die Änderung 

des Vereinszwecks bedarf aller Stimmen der Mitglieder soweit gesetzlich zulässig. 

(7) Über die Art der Abstimmung entscheidet der Vorsitzende der 

Mitgliederversammlung.  

(8) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist alljährlich möglichst im ersten 

Kalenderhalbjahr abzuhalten. Sie beschließt insbesondere über: 

(9) Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstands und Beirat 

(10) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über eine Vereinsauflösung, 

(11) die Auflösung des Vereins und die Verwendung seines Vermögens. 

(12) Der Vorstand beruft die Mitgliederversammlung durch E-Mail-Versand unter Angabe 

der Tagesordnung ein. Die Einladung ergeht jeweils an die letzte, dem Vorstand 
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bekannte, E-Mail-Adresse des Mitglieds und muss mindestens drei Wochen vor der 

Versammlung versandt werden. 

(13) Für unzustellbare E-Mails, z.B. Postfach voll, oder Änderung der E-Mail-Adresse, 

neue E-Mail-Adresse etc. ist das Mitglied selbst verantwortlich – die Einladung gilt 

als zugestellt.  

(14) Zusätzlich wird der Termin auf der Homepage veröffentlicht, soweit eine vorhanden 

ist. Auf Antrag des Mitgliedes, falls es keine E-Mail-Adresse verfügt, kann auch der 

Versand per Post erfolgen, die zusätzlichen Kosten sind gesondert vom Mitglied zu 

begleichen. Für unzustellbare Briefpost, z.B. unbekannt verzogen, kein Briefkasten, 

unleserliches Namenschild etc. ist das Mitglied selbst verantwortlich – die Einladung 

gilt als zugestellt. 

(15) Der Vorsitzende der Mitgliederversammlung bestimmt die Tagesordnung; jedes 

Mitglied kann seine Ergänzung bis spätestens eine Woche vor der Verhandlung 

beantragen. 

(16) Über die Verhandlungen der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu 

fertigen, die vom Protokollführer und dem Vorsitzenden der Verwaltung und bei 

dessen Verhinderung durch den Vorsitzende Öffentlichkeitsarbeit zu unterzeichnen 

ist. Diese Niederschrift wird auf der Homepage innerhalb von 6 Wochen zugänglich 

sein; Einwendungen können nur innerhalb eines Monats, nachdem die Niederschrift 

zugänglich gemacht worden ist, erhoben werden. 

(17) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn das Interesse 

des Vereins dies erfordert oder wenn mindestens 20 % der Mitglieder dies unter 

Angabe des Grundes und des Zwecks schriftlich gegenüber dem Vorstand verlangen. 

Kommt der Vorstand einem solchen Verlangen nicht nach, können diese Mitglieder 

die Mitgliederversammlung selbst einberufen. Hierzu ist eine Ermächtigung des 

Vereinsregistergerichts erforderlich. 

§ 13 Datenschutz 

(1) Für die Begründung und Durchführung des zwischen dem Mitglied und dem Verein 

durch seinen Beitritt zustande kommenden Schuldverhältnisses zur Betreuung, 

Verwaltung und zur Erfüllung der Vereinszwecke nach § 2 erhebt und verarbeitet 

der Verein mittels Formularen und Vordrucken auch personenbezogene Daten seiner 

Mitglieder und der Vertreter der Mitglieder. 

(2) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 

stimmen die Mitglieder der  

- Speicherung 

- Bearbeitung 

- Verarbeitung Ex
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- Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der 

Aufgaben und Zwecke des Vereins zu. Eine anderweitige Datenverwendung 

ist nicht statthaft. 

(3) Folgende Daten werden dafür mindestens erhoben: 

- Name 

- Vorname 

- Geburtsdatum/Handelsregisternummer 

- Adresse 

- Telefon-/Mobilnummer 

- E-Mailadresse 

- Bankverbindung 

- Bei-/Austrittsdatum 

- Funktion im Verein 

- Funktion beim Mitglied 

(4) Die personenbezogenen Daten werden grundsätzlich nach drei Jahren gelöscht, 

beginnend mit dem Schluss des Jahres, das auf das Ausscheiden folgt.  

(5) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 

stimmen die Mitglieder weiter der Veröffentlichung von Bildern und Namen in Print- 

und Telemedien sowie elektronischen Medien zu. Der Grund der Veröffentlichung 

darf sich dabei ausschließlich auf Zwecke beziehen, die im Einklang mit dem Zweck 

(§ 2) dieser Satzung stehen.  

§ 14 Leistungsverkehr mit Vereinsmitgliedern, Nutzungsrechte, 

Verschwiegenheit 

(1) Soweit Vereinsmitglieder gegenüber dem Verein entgeltliche Leistungen erbringen, 

sind sie für die Durchführung ihrer Leistungen entsprechend der 

Vorhabensbeschreibung und der Aufgaben- und Ressourcenteilung selbst 

verantwortlich und dem Verein und dem Zuwendungsgeber gegenüber wie ein 

fremder Dritter verpflichtet. Die das einzelne Mitglied treffenden Berichts- und 

Nachweispflichten sind nicht auf den Verein übertragbar. 

(2) Für Leistungsbeziehungen zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern gelten im 

Übrigen die gesetzlichen Bestimmungen. Insbesondere gelten die zivilrechtlichen 

Bestimmungen des allgemeinen und besonderen Schuldrechts bei der Erbringung 

von Leistungen von Mitgliedern gegenüber dem Verein. 

(3) Mitglieder, die gegenüber dem Verein eine Leistung erbringen, die gesondert 

vergütet wird, räumen dem Verein das zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränkte 

kostenlose Nutzungsrecht an diesen Werken und Arbeitsergebnissen ein. Die 
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Einzelheiten regelt das der einzelnen Leistung zu Grunde liegende 

Vertragsverhältnis. 

(4) Die Vereinsmitglieder stellen dem Verein neben ihren Beiträgen während ihrer 

Mitgliedschaft das bei ihnen vorhandene Know-how zur Verfügung, sofern nicht 

betriebsinterne Gründe des Mitglieds dagegen sprechen. 

(5) Die Vereinsmitglieder sind über die Belange und Angelegenheiten des Vereins nach 

außen zur Verschwiegenheit verpflichtet und werden alle Informationen technischer 

und geschäftlicher Art eines anderen Mitglieds und des Vereins während und nach 

Beendigung ihrer Mitgliedschaft im Verein vertraulich behandeln. Hiervon bleiben 

unberührt die Berichtspflichten gesetzlicher oder behördlicher 

Offenbarungspflichten. 

§ 15 Kassenprüfer 

(1) Die von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählten zwei Prüfer überprüfen 

die Kassengeschäfte des Vereins auf rechnerische Richtigkeit. Der Vorstand und die 

Mitgliederversammlung können weitere Kassenprüfer beschließen.  

(2) Die Kassenprüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Vorstand 

genehmigten Ausgaben. 

(3) Eine Überprüfung hat mindestens einmal im Jahr zu erfolgen; über das Ergebnis ist 

in der Jahreshauptversammlung zu berichten. 

(4) Kassenprüfer dürfen keine Vorstandsmitglieder sein. 

§ 16 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins ist durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit 3/4 

Mehrheit der stimmberechtigten anwesenden Mitgliedern herbeizuführen, 

vorausgesetzt mindestens ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder ist 

anwesend. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft an eine juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks 

Verwendung zur Förderung der allgemeinen Vereinszwecke nach § 2. Dabei sind die 

Fördervereine der Realschule und Werkrealschule Gengenbach und des 

Marta-Schanzenbach-Gymnasium e. V. Gengenbach zu gleichen Teilen, wenn 

möglich, zu berücksichtigen. 

(3) Ist wegen Auflösung des Vereins oder Entziehung der Rechtsfähigkeit die Liquidation 

des Vereinsvermögens erforderlich, so sind die zu diesem Zeitpunkt im Amt 

befindlichen Vereinsvorsitzenden die Liquidatoren, es sei denn, die 

Mitgliederversammlung beschließt auf einer ordnungsgemäß einberufenen 
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Mitgliederversammlung über die Einsetzung eines anderen Liquidators mit 3/4 

Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.  

§ 17 Haftung des Vereins und der Mitglieder 

(1) Der Verein haftet mit seinem Vermögen. 

(2) Eine persönliche Haftung der Mitglieder über das Vereinsvermögen hinaus besteht 

nicht. 

§ 18 Schlussbestimmungen 

(1) Der Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Ansprüche zwischen dem Verein und 

seinen Mitgliedern und - soweit zulässig auch gegenüber Dritten - ist der Sitz des 

Vereins.  

(2) Die Nichtigkeit von Teilen dieser Satzung oder von satzungsändernden Beschlüssen 

lässt die Gültigkeit der übrigen Teile der Satzung oder des satzungsändernden 

Beschlusses unberührt.  

(3) Der Vorstand im Sinne von § 26 BGB ist in vertretungsberechtigter Zahl ermächtigt, 

durch Ergänzung oder Abänderung der Satzung vom Registergericht oder Finanzamt 

beanstandete Satzungsformulierungen entsprechend zu ändern, damit der Verein 

im Vereinsregister eingetragen werden kann bzw. die Gemeinnützigkeit erhält. Diese 

Ermächtigung endet mit Eintragung des Vereins im Vereinsregister bzw. mit 

Erreichen der Gemeinnützigkeit. 

 

Der Vorstand bestätigt die Richtigkeit der Satzung: 

 

 

 

 

..................................................... ..................................................... 

Vorsitzender Öffentlichkeitsarbeit Vorsitzender Verwaltung 
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Unterschrift der Gründungsmitglieder: 

 
 

..................................................... ..................................................... 

Handwerker- und Gewerbeverein Stadt Gengenbach 
Gengenbach e. V. vertreten durch Bürgermeister 
vertreten durch den Vorsitzenden Thorsten Erny 
Hanshelmut Hügel 
(Gewerbeverein) (Gemeinde) 
 
 
 

..................................................... ..................................................... 

Handwerker- und Gewerbeverein Gemeinde Ohlsbach 
Ohlsbach e. V. vertreten durch Bürgermeister 
vertreten durch die Vorsitzenden  Bernd Bruder 
Udo Hitzke, Hans-Peter Möschle 
(Gewerbeverein) (Gemeinde) 
 
 
 

..................................................... ..................................................... 

Gewerbeforum Gemeinde Berghaupten 
Berghaupten e.V.  vertreten durch Bürgermeister 
vertreten durch den Vorsitzenden Philipp Clever 
Gregor Peters 
(Gewerbeverein) (Gemeinde) 
 
 
 

..................................................... ..................................................... 

Forscher/innen für die Region e. V. TEMOpolis e.V. 
vertreten durch den Vorsitzenden  vertreten durch die Vorsitzenden 
Hans-Peter Möschle Frank Leonard, Hans-Peter Schemitz 
(Gemeinnütziger Verein) (Gemeinnütziger Verein) 
 
 
 

..................................................... ..................................................... 

Kreishandwerkerschaft Ortenau AktionsTeam Gengenbach e. V.  
vertreten durch Kreishandwerksmeister vertreten durch den Vorsitzenden 
Andreas Drotleff, Udo Hitzke Matthias Schmidt 
(Kammer) (Gewerbeverein) 
 
 
 

..................................................... ..................................................... 

Förderverein Werkreal-Realschule Förderverein Marta-Schanzenbach- 
Gengenbach e. V. Gymnasium e. V. 
Vorsitzende: Sandra Merz Vorsitzende: Elfriede Riedinger 
(Gemeinnütziger Verein) (Gemeinnütziger Verein) Ex
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16. November 2018 Wirtschaftsforum Kinzigtal - Gengenbach,Ohlsbach,Berghaupten –  V1.20HM/HH 

Warum Wirtschaftsforum Kinzigtal als e.V.? 
 

Haftungsbegrenzung  
Kostenteilung  
Gewichtigeres Sprachrohr  
Auflösen von Rechtsunsicherheiten  
Größeres Angebot  
Verbesserte Kommunikation 
++ 
 
Im Einzelnen: 

 
1) Begrenzung der Haftung gemeinsamer Aktivitäten auf einen Verein  
    – sonst haftet einer für alle oder jeder für jeden! 
    Gläubiger bedienen sich in der Regel an dem Verein,  
    mit dem größeren Vermögen 

       -Beispiel: Internetseite, Messen 
siehe: §2 Abs. 3.b, c Satzungszweck 

2) Kostenteilung bei gemeinsamen Aktivitäten 

       -Beispiel: Internetseite, Flyer 

Siehe §2 Abs. 3.b, Mitgliedsbeiträge – 1-2 TEuro für die Pflege der Internetseite, die ein 
einzelner Verein alleine aufbringen müsste 

3) Gewichtigeres Sprachrohr  
- Vertretung und Ansprechpartner von Kleinst- und Kleinunternehmen/ 
Handwerk und Gewerbe im Wirtschaftsraum Kinzigtal gegenüber einem 
Oberzentrum Offenburg.  
-Stärkung  gegenüber Wirtschaftsverbänden, in dem nur große Unternehmen 
aktiv werben. Kleine Unternehmen werden entweder nicht aufgenommen oder 
haben die finanziellen Mittel nicht. 
 
        -Beispiel: Interkommunales Gewerbegebiet 

Siehe §2 Abs. 2.c Satzungszweck 

4) Eindeutige Regelung von Vermarktungs- und Lizenzrechten 

       -Beispiel: „Kinzigtäler Fläschle“, Domain Wirtschaftsforum 

 
5) Außendarstellung eines Gesamtangebotes aller beteiligten Firmen und somit 
eine größere Auswahl und Angebot durch Ergänzung bei fehlenden Gewerke in 
einer Gemeinde. Wirtschaftsraum kann stärker und größer auftreten. Dies schafft 
auch den Rahmen für Arbeitsgemeinschaften.  

Stärkung an unserem Schulzentrum gegenüber den großen Firmen bei der 
Anwerbung von Auszubildenden. Die Jugendlichen können wir nur gewinnen, 
wenn wir gemeinsam Auftreten und Aktionen durchführen als eine Vielfalt 
an  Berufen anbieten können. 

-Beispiel: Internetseite, Flyer, „Job for future“ 

6) Sicherstellung von festen Ansprechpartnern und somit Verbesserung der 
Kommunikation bei gemeinsam vereinbarten Aktivitäten 
 
         -Beispiel: „job for future“ – Schule fordert einen Ansprechpartner, keine 
wechselnde Ansprechpartner mehr - , Seminar Datenschutz, … 
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16. November 2018 Wirtschaftsforum Kinzigtal - Gengenbach,Ohlsbach,Berghaupten –  V1.20HM/HH 

Siehe §2 Abs. 2.c, Abs. 3.a, c, d, e Satzungszweck 

++ 
Mehr helfende Hände und Möglichkeiten 

Größerer Wirtschaftsraum – Auszubildende, Kunden,…. 

Auftritte an der Schule geht als gemeinsame Partner unter einen Namen besser, 
wie wenn jeder einzelner Handwerker oder Gewerbetreibender das tu müsste, 
diese Zeit hat er gar nicht. 

 

Hanshelmut & Hans-Peter 

  

Anlage Satzungsauszug zu Satzungszweck §2: 

(1) … 

(2) Zwecke des Vereins sind: 

a) Förderung der Bildung und Heranführung der Mitglieder, mit besonderer 

Beachtung der Jugendarbeit, an die Aufgaben der Wirtschaft in unserer 

Gesellschaft. 

b) Unterstützung des Umweltbewusstseins der Gewerbe- und Handwerksbetriebe. 

c) Kontakthalten mit den Gemeindeverwaltungen und dem Kreis, um die Anliegen 

des Handwerks, Handels, Gewerbes, der Industrie, Land- und Forstwirtschaft und 

der freien Berufe zu kommunalen Fragen rechtzeitig vorzutragen und vertreten 

zu können. 

d) Erzeugen von Aufmerksamkeit auf das örtliche Angebot durch gemeinsame 

Öffentlichkeitsarbeit. 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Förderung, 

Initiierung, Teilnahme, Durchführung und auch der Organisation wie folgt: 

a) Organisieren von „Job for future“- und Bogy-Forum-Veranstaltungen und 

Vereinbaren und Unterstützen von Bildungspartnerschaften 

b) Betreiben einer Internetseite 

c) Durchführen von gemeinsamen Veranstaltungen bzw. Teilnahme an 

Veranstaltungen, Workshops, Messen 

d) Planen und Durchführen von eigenen Bildungsveranstaltungen, wie z. B. 

Symposien, Vorträgen, Ausstellungen, Einrichten von Arbeitsgruppen und 

sonstigen Veranstaltungen 

e) Unterstützen von Jugend forscht, Bundesumweltpreis und Schülerforschung 

Xenoplex  
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16. November 2018 Wirtschaftsforum Kinzigtal - Gengenbach,Ohlsbach,Berghaupten –  V1.20HM/HH 

Anlage Vorschlag zur Besetzung der Gremien  
Vorstand, Beirat und Kassenprüfer 

A. Satzung §8 Abs. 1 Vorstand und Beirat 

Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus einem Vorsitzenden für Öffentlichkeitsarbeit – im Folgenden 
„Vorsitzender Öffentlichkeitsarbeit“ – und einem Vorsitzenden für die Verwaltung – im Folgenden 
„Vorsitzender Verwaltung“ – und dem Kassenwart, wenn er durch die Mitgliederversammlung bestimmt 
wurde. Ist kein Kassenwart bestimmt, dann übernimmt der Vorsitzende Verwaltung dessen Aufgaben. Die 
Mitgliederversammlung kann auch nur einen Vorsitzenden bestimmen. Bestimmt die 
Mitgliederversammlung nur einen Vorsitzenden, dann übernimmt er beide Aufgaben der beiden 
Vorsitzenden. Weiterhin kann die Mitgliederversammlung weitere stellvertretende Vorsitzende und max. 2 
weitere Vorstandsmitglieder bestimmen. Die Anzahl der stellvertretenden Vorsitzenden ist beschränkt auf 
die Anzahl der Gewerbevereine, die Mitglieder sind. Jeder Gewerbeverein hat ein Vorschlagsrecht für einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. Der vom Gewerbeverein vorgeschlagene stellv. Vorsitzende muss durch die 
Mitgliederversammlung gewählt werden.   

In den ersten drei Jahren zwei Vorsitzende, danach neu regelbar: 

Vorsitzender Öffentlichkeitsarbeit: Hanshelmut Hügel* 
Vorsitzender Verwaltung:        Hans-Peter Möschle** 
Kassenwart:          noch zu klären 
Stellvertretende Vorsitzende:        

Berghaupten: Gregor Peters (Berghaupten hat Vorschlagsrecht)*** 
Gengenbach: besetzt durch Vorsitzender* 
Ohlsbach: besetzt durch Vorsitzender** 
AktionsTeam: (Vorschlagsrecht)*** 

Weitere Vorstandsmitglied bis maximal 2: 
Mitglied 1: Udo Hitzke (Vertreter Handwerkskammer) 
Mitglied 2: kann, muss nicht besetzt werden 

B. Satzung (8) Abs. 5 Der Beirat besteht aus: 

1)dem Schriftführer, gewählt durch die Mitgliederversammlung, 
2)jeweils einem Mitgliedsvertreter aus einem der Gewerbevereine mit befristeter Entsendung von 36 
Monaten. Dieser muss durch den Vorstand bestätigt werden und kann durch den Vorstand abberufen 
werden, 
3)und weitere vom Vorstand benannte oder der Mitgliederversammlung gewählte Mitglieder, die durch den 
Vorstand abberufen werden können. 

Beirat: 

1)Schriftführer: noch zu besetzen (Vorschlag) 
2)Gewerbevereine 
Berghaupten: Vorschlagsrecht Berghaupten*** 
Gengenbach:  Vorschlagsrecht Gengenbach 
Ohlsbach:  Alwin Schaub (Vorschlagsrecht Ohlsbach) 
AktionsTea:    Vorschlagsrecht Aktionsteam*** 
3)Weitere Mitglieder bestimmbar 
***Falls Gründungsmitglied 

C. Satzung § 15 Kassenprüfer 

Die von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählten zwei Prüfer überprüfen die Kassengeschäfte des 
Vereins auf rechnerische Richtigkeit. Der Vorstand und die Mitgliederversammlung können weitere Kassenprüfer 
beschließen.  

 
Kassenprüfer übernehmen die Gemeindeverwaltungen: 
Gengenbach:   (Herr Bruder Vorschlag) 
Berghaupten: (Vorschlagsrecht)*** 
Ohlsbach:   (Vorschlagsrecht) 
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16. November 2018 Wirtschaftsforum Kinzigtal - Gengenbach,Ohlsbach,Berghaupten –  V1.20HM/HH 

Anlage Beschluss, Mitgliedsbeitrag 

 

Beschluss: 
 
1)Gründungsmitglied  
2)Bindung für 3 Jahre 
 

3)Aktueller Vorschlag für den Mitgliedsbeitrag 

 

§ 4 Mitgliedsbeiträge 

(1) Von den Mitgliedern sind Beiträge zu entrichten, deren Höhe, Fälligkeit, Art und Weise 

durch eine Beitragsordnung durch den Vorstand mit einfacher Mehrheit festgelegt 

werden. Hat der Vorstand keine Beitragsordnung festgelegt, dann 

gilt folgendes als vereinbart: 

 Mitglieder entrichten einen Jahresbeitrag von 300,00 Euro, soweit nicht im 

Folgenden eine Ausnahme zutrifft. Gewerbevereine entrichten zum 

Jahresbeitrag von 300,00 Euro noch einen anteiligen Mitgliedsbeitrag – im 

Folgenden „anteiliger Mitgliedsbeitrag“ - von 5 Euro pro Jahr pro Mitglied in 

Ihrem jeweiligen Verein. Stichtag der Mitgliedsanzahl ist der 1.1 des 

jeweiligen Jahres. Liegt keine Meldung bis zum 10.1 des jeweiligen Jahres 

vor, so schätzt die Verwaltung die Mitgliedszahl. 

 Natürliche Personen und Personengesellschaften unter 20 Mitarbeitern 

entrichten einen Jahresbeitrag von 100,00 Euro. 

 Gemeinnützige Vereine (- im Folgenden „Gemeinnütziger Verein“ genannt-) 

entrichten einen Jahresbeitrag von 100,00 Euro, wenn sie die 

Gemeinnützigkeit nachweisen können. 
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
902.4 / Herr Vogt 

 

Vorberatungen für den Haushalt 2019 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Der vorliegende Haushaltsplanentwurf ist als reines Arbeitspapier zu verstehen. Die 
Teilhaushalte Feuerwehr, Grundschule und Forst wurden bereits vorberaten und sind 
in den Entwurf eingearbeitet.  
 

Verwaltungshaushalt, zukünftig Erfolgsplan: 
 

1. Der vorliegende Haushaltsentwurf basiert auf den bisherigen Hebesätzen für 
die Grundsteuer A und B sowie der Gewerbesteuer. Die letzten Anpassungen 
der Hebesätze für die Grundsteuer A und B stammen aus dem Jahr 2006, die 
des Gewerbesteuerhebesatzes aus dem Jahr 2009.  

2. Das Verfahren der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer ist immer noch nicht 
abgeschlossen. Die Neugestaltung der Grundsteuer steht immer noch aus. 

3. Die Wasser- und Abwassergebühren haben auch für das Haushaltsjahr 
2018/2019 noch Gültigkeit. 

4. Am und im Rathausgebäude sind verschiedene Sanierungsarbeiten erforder-
lich. Für die Sanierung der Außenfassade, insbesondere der Fensterläden und 
eventuell des Trausaals sind 80.000 € eingeplant. Weiterhin können noch Mittel 
aus 2018 in Höhe von 53.000 € übertragen werden. 
Auch am benachbarten Gebäude „Altes Schulhaus“ besteht Sanierungsbedarf 
an den Fensterläden. Im Haushaltsplan sind 15.000 € dafür eingestellt und aus 
2018 können weitere Mittel in Höhe von 24.000 € übertragen werden. 

5. Für die Fortführung der Sanierungsarbeiten in der Kita St. Georg (Altbau) sind 
in 2019 20.000 € vorgesehen. Nicht verbraucht Finanzierungsmittel in Höhe von 
40.000 € aus den Vorjahren werden übertragen. 

6. Wie die Schimmelproblematik in der Schlosswaldhalle behoben werden soll, ist 
unter anderem von einem in Auftrag gegebenen Gutachten abhängig. Um even-
tuelle Maßnahmen hierzu durchführen zu können sind Mittel in Höhe von 
150.000 € eingeplant.  

7. Die Gemeinde ist inzwischen Eigentümerin der Schraubenfabrik Laue. Das Ge-
bäude soll abgerissen und die Fläche neu überplant werden. Für den Abriss 
stehen insgesamt 60.000 € (2018 +2019 jeweils 30.000 €) zur Verfügung. 

8. Mit der Ausschreibung einer Stelle im Ordnungs-/Vollzugsbereich auf Basis ei-
ner geringfügigen Beschäftigung sowie einer Stelle für einen Jugendsozialar-
beiter werden sich Veränderungen im Personalbestand und damit bei den Per-
sonalkosten ergeben. Entsprechende Haushaltsansätze sind eingeplant. 

9. Im Arbeitspapier sind keine Ansätze für Abschreibungen und kalk. Zinsen, so-
wie innere Verrechnungen enthalten. Diese haben sich bisher im Verwaltungs-
haushalt immer neutral ausgewirkt. Der in der bisherigen Zuführungsrate aus-
gewiesene Überschuss des Verwaltungshauhalts entfällt. Mit Erfassung und 
Verbuchung der Abschreibungen und kalk. Zinsen im Erfolgsplan wird deshalb 
der Erfolgsplan ein negatives Ergebnis abbilden. 



10. Der Erfolgsplan wird in 3 Teilhaushalten abgebildet. Teilhaushalt I enthält Kos-
tenstellen die als Vorkostenstellen ausgesteuert werden und zukünftig auf die 
Hauptkostenstellen (Teilhaushalt II) verteilt werden sollen. Teilhaushalt II um-
fasst die eigentlichen operativen Geschäftsfelder und Teilhaushalt III die bisher 
in Einzelplan 9 dargestellte allgemeine Finanzwirtschaft.  

 
Vermögenshaushalt zukünftig Vermögensplan: 

 
1. Im Rathaus stehen die Anschaffungen verschiedener Gerätschaften, Rats-Info-

system und dgl. an. Zusammen werden diese mit ca. 35.000 € beziffert. 
2. Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit der Feuerwehren Gengen-

bach, Ohlsbach und Berghaupten ist für die Anschaffung einer Schlauchwasch-
anlage in Gengenbach ein Investitionskostenanteil von 10.000 € vorgesehen. 
Für die Beschaffung eines neuen Löschfahrzeugs und verschiedener feuer-
wehrtechnischer Geräte hat der Gemeinderat bereits in einer früheren Sitzung 
der Einstellung von Mitteln von 407.000 € zugestimmt. Der Zuschuss für die 
Beschaffung des LF 10 wurde mit 92.000 € ebenso im Jahr 2019 eingestellt. 

3. Im Rahmen der Digitalisierung der Grundschule und Beschaffung von bewegli-
chem Vermögen sind Finanzierungsmittel in Höhe von 13.000 € ausgewiesen. 

4. Die Erweiterung der Kita St. Georg wird von den wwg.Architekten mit rund 
600.000 € beziffert. Es ist ein entsprechender Haushaltsansatz eingestellt. Da-
für wird ein Zuschuss in Höhe von 120.000 € beantragt. 

5. Für die Verlegung von Glasfaser-Breitbandkabel im Gewerbegebiet Röschbünd 
stehen Mittel von knapp 400.000 € zur Verfügung. Diese Investitionsmaßnahme 
wird mit gut 177.000 € bezuschusst. 

6. Der Ausbau des Kellers im Gebäude „Altes Schulhaus“ ist mit 50.000 € veran-
schlagt. 

7. Für die Fortführungsplanung des Hochwasserschutzes sind auch 2019 Mittel in 
Höhe von 50.000 € im Vermögenshaushalt bereitgestellt. 

8. Im Haushaltsentwurf 2019 sind ferner 400.000 € an Erlösen aus dem Verkauf 
von Gewerbeflächen und der Ablösung von Erschließungsbeiträgen enthalten. 

9. Für den Wohnungsbau werden in 2019 weitere Mittel in Höhe von 400.000 € 
bereitgestellt. Aus 2018 sollen noch offene Mittel in Höhe von 750.000 € über-
tragen werden. Für die Umsetzung des sozialen Wohnungsbaus werden Zu-
schüsse in Höhe von 415.000 € erwartet. 

10. Für die Bebauung des interkommunalen Gewerbeparks hat unsere Gemeinde 
260.000 Öko-Punkte aufzubringen. Diese werden mit 1,00 € je Öko-Punkt ge-
wertet. 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 

a) Die Hebesätze für die Grundsteuer A und B sowie die Gewerbesteuer blei-
ben unverändert. 
 

b) Der kalkulatorische Zinssatz wird von 4 % auf 2.5 % abgesenkt. 
 

c) Weitere Beschlussvorschläge werden in der Sitzung formuliert. 
 

 
 



Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 8 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.01 / Herr Vogt 

 

Schrittweise Sanierung der Kindertagesstätte St. Georg (Altbau)  
Hier: Auftragsvergabe für die Fliesenarbeiten  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 

Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 01. Oktober 2018 dem weiteren 
Sanierungskonzept für die Kindertagesstätte St. Georg zugestimmt. In der vergange-
nen Sitzung am 28.01.2019 hatte der Gemeinderat die Vergabe der in beschränkten 
Ausschreibungen Gewerke Schreiner-, Maler- und Elektroarbeiten beschlossen. 
 

Die Fliesenarbeiten für die Sanitäranlagen sollten kurzfristig im Wege einer freihändi-
gen Vergabe (Kostenschätzung < 5.000,00 €) vergeben werden. Inzwischen hat sich 
abgezeichnet, dass die Kostenschätzung nicht mehr haltbar ist und deshalb im Zu-
ständigkeitsbereich des Gemeinderats liegt. 
 

Der Verwaltung liegt inzwischen ein Angebot vor welches deutlich über der Kosten-
schätzung liegt. Architekt Kälble wurde aufgefordert noch weitere Angebote einzuho-
len. Diese werden zum Sitzungstermin nachgereicht.  
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Wird in der Sitzung formuliert. 

 
 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 
 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
25. Februar 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 9 
 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
701.11, 815.15; Bauakte 
Wingerbach 2a und Auf der 
Hub / Frau Lienhard 

 

Abschluss von zwei öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen zwischen der Ge-
meinde Berghaupten und der Stadt Gengenbach über die Erfüllung von Aufga-
ben der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Grundstück Flst.-Nr. 387, Wingerbach 2a, der Gemarkung Berghaupten ist bereits 
seit Mitte der achtziger Jahre an die Abwasserbeseitigung der Stadt Gengenbach an-
geschlossen. Der Grundstückseigentümer hat nun im vergangenen Sommer bei der 
Gemeinde Berghaupten und den Stadtwerken Gengenbach wegen einem Anschluss 
an die öffentliche Wasserversorgung angefragt. Der Anschluss an die öffentliche Was-
serversorgung der Gemeinde Berghaupten ist aufgrund der Lage im Wingerbach nicht 
machbar. Daher kann ein Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung nur über die 
Stadtwerke Gengenbach erfolgen.  
 
Um einen Anschluss an das Wasserversorgungsnetz der Stadt Gengenbach zu er-
möglichen, ist der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung erforderlich. 
 
Das Anwesen Grundstück Flst.-Nr. 1277 & 1283/1 der Gemarkung Gengenbach, Auf 
der Hub 1, wird bereits seit Jahren durch die Gemeinde Berghaupten mit Wasser ver-
sorgt. Die Abwasserbeseitigung dieses Anwesens erfolgt ebenso durch das Kanalnetz 
der Gemeinde Berghaupten.  
 
Auch hier soll nachträglich der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung er-
folgen. Die Entwürfe der Vereinbarungen liegen der Sitzungsvorlage als Anlage bei. 
Weitergehende Erläuterungen erfolgen in der Sitzung.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt dem Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarun-
gen zu und ermächtigt Bürgermeister Philipp Clever, die Verträge zu unterzeich-
nen.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 

 



Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 

zwischen der 
 

Stadt Gengenbach 
 

vertreten durch Bürgermeister Thorsten Erny 
 

und der 
 

Gemeinde Berghaupten 
 

vertreten durch Bürgermeister Philipp Clever 
 
 
Über die Erfüllung der Aufgaben der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für das 
Grundstück Flst.-Nr. 387 auf der Gemarkung Berghaupten durch die Stadt Gengenbach 
 
Aufgrund der §§ 1, 25 und 26 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) i.D.F. 
vom 15.09.1974 (GBl. S. 408) wird nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
geschlossen:  
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
1) Die Stadt Gengenbach erfüllt zu den Bedingungen dieser Vereinbarung die gemeindliche 
Aufgabe der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung für das Anwesen auf dem 
Grundstück Flst.-Nr. 387 der Gemarkung Berghaupten.  
 
2) Das anfallende Abwasser wird bereits seit Verlegung der Kanalleitung über das Kanalnetz 
der Stadt Gengenbach an die Kläranlage in Gengenbach abgeleitet. Das anfallende 
Abwasser wird in der Kläranlage gereinigt.  
 
3) Das benötigte Trinkwasser soll neu über die öffentliche Wasserversorgung der Stadt 
Gengenbach entnommen werden. Bisher wurde das Grundstück mit Eigenwasser versorgt. 
Die Herstellung der Versorgungsleitung erfolgt satzungsgemäß nach den Bestimmungen der 
jeweils gültigen Satzung der Stadt Gengenbach.  
 

§ 2 
Kosten für den Bau der öffentlichen Entwässerungs- und Wasserversorgungsanlagen 

 
Die Gemeinde Berghaupten überträgt das Recht zur Erhebung der Anschlussgebühren an 
die Stadt Gengenbach.  
 
 
 

§ 3 
Übertragung der Abgabenhoheit 

 
(1) Zur Deckung dieser Investitionskosten übertragt die Gemeinde Berghaupten der Stadt 
Gengenbach die Abgabenhoheit für das in § 1 Abs. 1 genanntes Grundstück, so dass die 



Stadt Gengenbach Beiträge nach § 20 Kommunalabgabengesetzt (KAG) i.V.m. den jeweils 
geltenden Abwasser- und Wasserversorgungssatzungen der Stadt Gengenbach erheben 
kann. 
 
(2) Zur Deckung der Unterhaltungs-, Erneuerungs- und Betriebskosten der 
Abwasserbeseitigung- und Wasserversorgungsanlagen überträgt die Gemeinde 
Berghaupten der Stadt Gengenbach die Abgabenhoheit für das in § 1 Abs. 1 genannte 
Grundstück. Die Stadt Gengenbach erhebt nach § 13 KAG i.V.m. der jeweils geltenden 
Abwasser- und Wasserversorgungssatzung der Stadt Gengenbach von dem/der 
Grundstückseigentümer/in Gebühren für das anfallende Abwasser und das entnommene 
Trinkwasser. 
 
 
 

§ 4 
Kosten für künftige Erweiterungen und Verbesserungen 

Werden künftig Erweiterungen oder Verbesserungen der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen oder der Wasserversorgungsanlagen nach den jeweiligen 
gesetzlichen Vorschriften erforderlich, sind diese von der Stadt Gengenbach zu tragen.  
 
 

§ 5 
Änderung, Aufhebung, Kündigung 

(1) Die Vereinbarung ist auf Dauer vorgesehen. 
 
(2)  Diese Vereinbarung kann von jeder Gemeinde zum Ablauf eines jeden Kalenderjahres 
mit einjähriger Frist gekündigt werden, wenn der kündigenden Gemeinde ein Festhalten an 
dieser Vereinbarung nicht mehr zugemutet werden kann. Die Änderung bzw. Kündigung 
muss schriftlich beantragt bzw. erklärt werden. Regelt die Gemeinde Berghaupten dann die 
Abwasserbeseitigung oder die Wasserversorgung selbst, sind die öffentlichen Kanäle und 
die Wasserversorgungsleitungen von der Gemeinde Berghaupten zu übernehmen. Die 
Vermögensauseinandersetzung ist in einer gesonderten Vereinbarung vor der Aufhebung 
dieser Vereinbarung zu treffen. 
 
(3) Sollte eine Änderung oder Aufhebung dieser Vereinbarung notwendig werden, so werden 
die beiden betroffenen Gemeinden frühzeitig in Verhandlungen miteinander eintreten.  
 
 

§ 6 
Schlichtungsstelle 

 
Die beteiligten Gemeinden werden bei Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung vor Bestreiten 
des Rechtswegs die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde zur Vermittlung einer gütlichen 
Einigung anrufen.  
 
 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein 
oder nach Vereinbarungsabschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die 
Wirksamkeit dieser Vereinbarung im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder 



undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkung der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die 
Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich die 
Vereinbarung als lückenhaft erweist. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt nach der Genehmigung und öffentlichen Bekanntmachung i.S.v. § 
25 Abs. 4 und 5 GKZ in Kraft. 
 
 
Berghaupten, den  
Gemeinde Berghaupten (Gemeinderatsbeschluss vom XXX) 
 
…………………………………… 
(Philipp Clever), Bürgermeister 
Gengenbach, den 
 
 
Stadt Gengenbach (Gemeinderatsbeschluss vom XXX) 
 
……………………………… 
(Thorsten Erny), Bürgermeister 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 

zwischen der 
 

Stadt Gengenbach 
 

vertreten durch Bürgermeister Thorsten Erny 
 

und der 
 

Gemeinde Berghaupten 
 

vertreten durch Bürgermeister Philipp Clever 
 
 
Über die Erfüllung der Aufgaben der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für das 
Grundstück Flst.-Nrn. 1277 und 1283/1 auf der Gemarkung Berghaupten durch die Stadt 
Gengenbach 
 
Aufgrund der §§ 1, 25 und 26 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) i.D.F. 
vom 15.09.1974 (GBl. S. 408) wird nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
geschlossen:  
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
1) Die Gemeinde Berghaupten erfüllt zu den Bedingungen dieser Vereinbarung die 
gemeindliche Aufgabe der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung für das 
Anwesen auf dem Grundstück Flst.-Nrn. 1277 und 1283/1 der Stadt Gengenbach. 
 
2) Das anfallende Abwasser wird bereits seit Verlegung der Kanalleitung im Jahre 1991 über 
das Kanalnetz der Gemeinde Berghaupten an die Kläranlage in Gengenbach abgeleitet. Das 
anfallende Abwasser wird in der Kläranlage gereinigt.  
 
3) Das benötigte Trinkwasser wird über die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde 
Berghaupten entnommen.  
 

§ 2 
Kosten für den Bau der öffentlichen Entwässerungs- und Wasserversorgungsanlagen 

 
Die Stadt Gengenbach überträgt das Recht zur Erhebung der Anschlussgebühren an die  
Gemeinde Berghaupten.  
 
 
 

§ 3 
Übertragung der Abgabenhoheit 

 
(1) Zur Deckung dieser Investitionskosten überträgt die Stadt Gengenbach der Gemeinde 
Berghaupten die Abgabenhoheit für das in § 1 Abs. 1 genanntes Grundstück, so dass die  
Gemeinde Berghaupten Beiträge nach § 20 Kommunalabgabengesetzt (KAG) i.V.m. den 



jeweils geltenden Abwasser- und Wasserversorgungssatzungen der Gemeinde Berghaupten  
erheben kann. 
 
(2) Zur Deckung der Unterhaltungs-, Erneuerungs- und Betriebskosten der 
Abwasserbeseitigung- und Wasserversorgungsanlagen überträgt die Stadt Gengenbach der  
Gemeinde Berghaupten die Abgabenhoheit für das in § 1 Abs. 1 genannte Grundstück. Die  
Gemeinde Berghaupten erhebt nach § 13 KAG i.V.m. der jeweils geltenden Abwasser- und 
Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Berghaupten von dem/der 
Grundstückseigentümer/in Gebühren für das anfallende Abwasser und das entnommene 
Trinkwasser. 
 
 
 

§ 4 
Kosten für künftige Erweiterungen und Verbesserungen 

Werden künftig Erweiterungen oder Verbesserungen der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen oder der Wasserversorgungsanlagen nach den jeweiligen 
gesetzlichen Vorschriften erforderlich, sind diese von der Gemeinde Berghaupten zu tragen.  
 
 

§ 5 
Änderung, Aufhebung, Kündigung 

(1) Die Vereinbarung ist auf Dauer vorgesehen. 
 
(2)  Diese Vereinbarung kann von jeder Gemeinde zum Ablauf eines jeden Kalenderjahres 
mit einjähriger Frist gekündigt werden, wenn der kündigenden Gemeinde ein Festhalten an 
dieser Vereinbarung nicht mehr zugemutet werden kann. Die Änderung bzw. Kündigung 
muss schriftlich beantragt bzw. erklärt werden. Regelt die Stadt Gengenbach dann die 
Abwasserbeseitigung oder die Wasserversorgung selbst, sind die öffentlichen Kanäle und 
die Wasserversorgungsleitungen von der Stadt Gengenbach zu übernehmen. Die 
Vermögensauseinandersetzung ist in einer gesonderten Vereinbarung vor der Aufhebung 
dieser Vereinbarung zu treffen. 
 
(3) Sollte eine Änderung oder Aufhebung dieser Vereinbarung notwendig werden, so werden 
die beiden betroffenen Gemeinden frühzeitig in Verhandlungen miteinander eintreten.  
 
 

§ 6 
Schlichtungsstelle 

 
Die beteiligten Gemeinden werden bei Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung vor Bestreiten 
des Rechtswegs die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde zur Vermittlung einer gütlichen 
Einigung anrufen.  
 
 

§ 7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein 
oder nach Vereinbarungsabschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die 
Wirksamkeit dieser Vereinbarung im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung treten, 



deren Wirkung der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die 
Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich die 
Vereinbarung als lückenhaft erweist. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt nach der Genehmigung und öffentlichen Bekanntmachung i.S.v. § 
25 Abs. 4 und 5 GKZ in Kraft. 
 
 
Berghaupten, den  
Gemeinde Berghaupten (Gemeinderatsbeschluss vom 25.02.2019) 
 
…………………………………… 
(Philipp Clever), Bürgermeister 
Gengenbach, den 
 
 
Stadt Gengenbach (Gemeinderatsbeschluss vom 20.02.2019) 
 
……………………………… 
(Thorsten Erny), Bürgermeister 
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